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Vorblatt 


Änderung des Berlinhilfegesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die derzeitigen Berlinhilfemaßnahmen verstärken die Wirt- 
schaftskraft Berlins nicht in optimaler Weise. Dies gilt sowohl 
für die umsatzsteuerliche Begünstigung Berliner Lieferungen als 
auch für die steuerliche Förderung der Arbeitnehmer. 

a) Die Umsatzsteuerpräferenz hat als Bemessungsgrundlage 
die Umsatzhöhe; sie berücksichtigt nicht die in Berlin be- 
wirkte Wertschöpfung. 

b) Die Lohnsteuerpräferenz ist in ihrer Höhe zu wenig über- 
schaubar und berücksichtigt nicht genügend den Familien- 
stand des Arbeitnehmers. 


B. Lösung 

a) Die Umsatzsteuerpräferenz soll auf die in Berlin erzielte 
Wertschöpfung hin orientiert werden; weiter sollen noch 
einige weniger bedeutende Mängel des umsatzsteuerlichen 
Präferenzsystems behoben werden. 

b) Die steuerliche Arbeitnehmerförderung soll umgestaltet 
werden; die bisherige Lohnsteuerpräferenz und die bis- 
herige Zulage sollen in einer einheitlichen Arbeitnehmer- 
zulage, zuzüglich Kinderzuschläge, zusammengefaßt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Steuerausfälle werden für das Entstehungsjahr 1970 auf ins- 
gesamt 95 Millionen DM, davon 41 Millionen DM beim Bund, 
und für das Entstehungsjahr 1971 auf insgesamt 230 Millio- 
nen DM, davon 102 Millionen DM beim Bund, geschätzt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. April 1970 

II/2 — 35100 — Be 1/16/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes und 
anderer Vorschriften 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 350. Sitzung am 20. März 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Berlinhilfegesetzes und anderer Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT 1 
Artikel 1 

Das Berlinhilfegesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1049), zuletzt geändert durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1969 vom 18. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1211), erhält die Bezeichnung „Gesetz 
zur Förderung der Berliner Wirtschaft (Berlinförde- 
rungsgesetz — BFG — )" und wird wie folgt geän- 
dert: 


1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1, 2 und 4 wird die Zahl 
„4,2" jeweils durch die Zahl „4,5" ersetzt; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat ein Berliner Unternehmer Werk- 
leistungen für einen westdeutschen Unter- 
• nehmer in Berlin (West) ausgeführt, so ist 
er berechtigt, die von ihm geschuldete Um- 
satzsteuer um 4,5 vom Hundert des für diese 
Leistungen vereinbarten Entgelts zu kürzen, 
wenn die bearbeiteten oder verarbeiteten 
Gegenstände aus Berlin (West) in den übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes gelangt 
sind." ; 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, 
Tonnegative oder Mischbänder von Syn- 
chronfassungen einem westdeutschen Un- 
ternehmer zur Auswertung im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes überlassen, so 
ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,5 vom Hundert des für 
die Überlassung der Auswertung vereinbar- 
ten Entgelts zu kürzen, wenn er die Gegen- 
stände nach dem 31. Dezember 1961 in Ber- 
lin (West) hergestellt hat. Auswertung im 
Sinne von Satz 1 ist die Überlassung der 
Gegenstände an Filmtheater und die Aus- 
strahlung durch Rundfunkanstalten."; 

d) hinter Absatz 5 werden folgende Absätze 6 
und 7 eingefügt: 

„(6) Hat ein Berliner Unternehmer für einen 
westdeutschen Unternehmer eine der folgen- 
den sonstigen Leistungen ausgeführt, so ist 
er berechtigt, die von ihm geschuldete Um- 


satzsteuer um 6 vom Hundert des für diese 
Leistungen vereinbarten Entgelts zu kürzen: 

1. die technische und wirtschaftliche Bera- 
tung und Planung für Anlagen im übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein- 
schließlich der Anfertigung von Kon- 
struktions-, Kalkulations- und Betriebs- 
unterlagen und der Überwachung der 
Ausführung, wenn der Unternehmer hier- 
bei ausschließlich oder zum wesentlichen 
Teil in Berlin (West) tätig geworden ist; 

2. die Überlassung von gewerblichen Ver- 
fahren, Erfahrungen und Datenverbei- 
tungsprogrammen, die ausschließlich oder 
zum wesentlichen Teil in Berlin (West) 
entwickelt oder gewonnen worden sind; 

3. die Datenverarbeitung mit in Berlin 
(West) installierten Anlagen-, 

4. die Überlassung von in Berlin (West) 
selbst hergestellten Entwürfen für Werbe- 
zwecke, Modellskizzen und Modefoto- 
grafien; 

5. die unmittelbar mit dem Betrieb Berliner 
Film- und Fernsehateliers verbundenen 
Leistungen für die Herstellung von Rild- 
und Tonträgern, sofern diese zur Aus- 
wertung im übrigen Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes bestimmt sind; das gilt nicht 
für Film- und Fernsehateliers, die von 
juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts oder in der Form privatrechtlicher 
Gesellschaften betrieben werden, deren 
Anteile nur juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts gehören und deren 
Erträge nur diesen juristischen Personen 
zufließen; 

6. die Überlassung von Vorabdruckrechten 
und Nachdruckrechten, auch zur auszugs- 
weisen Wiedergabe, an den in Berlin 
(West) selbst verlegten und in Berlin 
(West) hergestellten Werken an Verlage, 
Buchgemeinschaften und Rundfunkanstal- 
ten im übrigen Geltungsbereich dieses 
Gesetzes. 

(7) In den Fällen der Absätze 1 bis 5 er- 
höht sich der Vomhundertsatz der Kürzung 
von 4,5 auf 5, wenn die Gegenstände von 
einem Berliner Unternehmer hergestellt oder 
die Werkleistungen von einem Berliner Un- 
ternehmer ausgeführt worden sind, dessen 
Berliner Wertschöpfung (§ 6 a) im vorletz- 
ten Wirtschaftsjahr mehr als 50 vom Hun- 
dert des auf Berlin (West) entfallenden wirt- 
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schaftlichen Umsatzes betragen hat; der 
Vomhundertsatz der Kürzung erhöht sich 
auf 6, wenn die Berliner Wertschöpfung im 
vorletzten Wirtschaftsjahr mehr als 65 vom 
Hundert des auf Berlin (West) entfallenden 
wirtschaftlichen Umsatzes betragen hat. Die 
erhöhte Kürzung wird nur auf besonderen 
Antrag gewährt. Dem Antrag ist eine Be- 
rechnung der Berliner Wertschöpfung nach 
einem vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Muster beizufügen."; 

e) der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8; die 
Zahl „5" wird dort durch die Zahl „7" er- 
setzt. 


2. Hinter § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

»§ 1 a 

Kürzungsanspruch für Innenumsätze 

(1) Hat ein Unternehmer Gegenstände, die er 
in einer Betriebstätte in Berlin (West) herge- 
stellt hat, zwecks gewerblicher Verwendung in 
eine westdeutsche Betriebstätte verbracht und 
ist ein Kürzungsanspruch nach § 1 nicht gege- 
ben, so ist der Unternehmer berechtigt, die von 
ihm geschuldete Umsatzsteuer um 6 vom Hun- 
dert des Verrechnungsentgelts (§ 7 Abs. 3) für 
die verbrachten Gegenstände zu kürzen. Die 
Lieferung der Gegenstände an Abnehmer im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes, die 
nicht westdeutscher Unternehmer im Sinne des 
§ 5 Abs. 2 sind, gilt nicht als gewerbliche Ver- 
wendung, es sei denn, daß die Gegenstände in 
der westdeutschen Betriebstätte bearbeitet oder 
verarbeitet worden sind; die Vorschrift des § 6 
Abs. 1 gilt sinngemäß. 

(2) Die Voraussetzungen für die Kürzung nach 
Absatz 1 sind belegmäßig und buchmäßig nach- 
zu weisen." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Hat ein westdeutscher Unternehmer 
Werkleistungen durch einen Berliner Unter- 
nehmer in Berlin (West) ausführen lassen, 
so ist er berechtigt, die von ihm geschuldete 
Umsatzsteuer um 4,2 vom Hundert des ihm 
für diese Leistungen in Rechnung gestellten 
Entgelts zu kürzen, wenn die bearbeiteten 
oder verarbeiteten Gegenstände aus Berlin 
(West) in den übrigen Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes gelangt sind."; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Hat ein Berliner Unternehmer Filme, 
Tonnegative oder Mischbänder von Syn- 
chronfassungen einem westdeutschen Unter- 
nehmer zur Auswertung im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes überlassen, so 
ist der westdeutsche Unternehmer berech- 


tigt, die von ihm geschuldete Umsatzsteuer 
um 4,2 vom Hundert des ihm für die Über- 
lassung der Auswertung in Rechnung ge- 
stellten Entgelts zu kürzen, wenn der Ber- 
liner Unternehmer die Gegenstände nach 
dem 31. Dezember 1961 in Berlin (West) 
hergestellt hat. Auswertung im Sinne von 
Satz 1 ist die Überlassung der Gegenstände 
an Filmtheater und die Ausstrahlung durch 
Rundfunkanstalten." ; 

c) hinter Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
eingefügt: 

„(6) Hat ein Berliner Unternehmer an 
einen westdeutschen Unternehmer sonstige 
Leistungen der in § 1 Abs. 6 bezeichneten 
Art ausgeführt, so ist der auftraggebende 
westdeutsche Unternehmer berechtigt, die 
von ihm geschuldete Umsatzsteuer um 4,2 
vom Hundert des ihm für diese Leistungen 
in Rechnung gestellten Entgelts zu kürzen."; 

d) der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7; die 
Zahl „5" wird dort durch die Zahl „6" ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der erste Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

„Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 
und § 2 Abs. 1 werden nicht gewährt für die 
Lieferung, das Verbringen oder den Erwerb 
folgender Gegenstände:"; 

b) in Absatz 1 Nr. 11 werden hinter dem Klam- 
merzusatz „ (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405)" 
die Worte „in der jeweils geltenden Fas- 
sung" eingefügt, der Punkt hinter dem Wort 
„sind" durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Nummer 12 angefügt: 

„12. Fleisch und genießbarer Schlachtabfall 
von Rindern, Kälbern, Schweinen und 
Schafen, frisch, gekühlt oder gefroren; 
ausgenommen sind 

a) Fleisch und genießbarer Schlachtab- 
fall von Tieren, die in Berlin (West) 
geschlachtet und in handelsübliche 
Teile zerlegt worden sind, 

b) Fleisch in Einzelpackungen bis zu 
1000 g." ; 

c) die Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Bei den nachstehend bezeichneten 
Gegenständen findet die Kürzung nach § 1 
Abs. 1 nur auf das um 7 vom Hundert ge- 
kürzte Entgelt, die Kürzung nach § 1 a Abs. 1 
nur auf das um 50 vom Hundert gekürzte 
Verrechnungsentgelt Anwendung: 

1. Rohmassen (Marzipan-, Persipan- und 
Nougatmassen) und Kernpräparate (ge- 
schälte oder zerkleinerte Mandeln, Hasel- 
nüsse, Kaschunüsse, Aprikosenkerne, 
Pfirsichkerne); 
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2. Trinkbranntweine im Sinne des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol vom 8. April 
1922 (Reichsgesetzbl. I S. 335, 405) in der 
jeweils geltenden Fassung und Halb- 
fabrikate zur Trinkbranntweinherstellung, 
ausgenommen Essenzen, soweit sie nicht 
unter die Ausnahme des Absatzes 1 Nr. 1 1 
fallen. 

Für den Erwerb dieser Gegenstände wird die 
Kürzung nach § 2 Abs. 1 nicht gewährt. 

(3) Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a 
Abs. 1 und § 2 Abs. 1 finden bei Zigaretten je- 
weils nur auf das um zwei Drittel gekürzte Ent- 
gelt oder Verrechnungsentgelt Anwendung. 

(4) Die Bundesregierung kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, 
§ 1 a Abs. 1 oder § 2 Abs. 1 hinsichtlich bestimm- 
ter Gegenstände nicht anzuwenden sind, wenn 
durch diese Vergünstigungen die Existenz eines 
maßgeblichen Teils derjenigen westdeutschen 
Unternehmer erheblich gefährdet würde, die 
Gegenstände gleicher Art liefern." 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Weitere Voraussetzung für eine Her- 
stellung in Berlin (West) ist, daß der Gegen- 
stand von einem Berliner Unternehmer be- 
arbeitet oder verarbeitet worden ist, dessen 
Berliner Wertschöpfung (§ 6 a) im vorletzten 
Wirtschaftsjahr mindestens 10 vom Hundert 
des auf Berlin (West) entfallenden wirtschaft- 
lichen Umsatzes betragen hat. 

(3) Absatz 2 gilt für Werkleistungen ent- 
sprechend. Eine Werkleistung durch einen 
Berliner Unternehmer liegt auch dann vor, 
wenn dieser die Werkleistung ganz oder teil- 
weise von einem anderen Berliner Unter- 
nehmer ausführen läßt."; 

b) folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Filme gelten als in Berlin (West) her- 
gestellt, wenn die Atelieraufnahmen aus- 
schließlich in Berliner Atelierbetrieben und 
die technischen Leistungen (Schnitt, Musik- 
aufnahmen, Mischung und Massenkopien) 
ausschließlich in Berliner filmtechnischen Be- 
trieben durchgeführt worden sind. Tonnega- 
tive und Mischbänder von Synchronfassun- 
gen gelten als in Berlin (West) hergestellt, 
wenn die technischen Leistungen ausschließ- 
lich in Berlin (West) durchgeführt worden 
sind." 

6. Hinter § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§6a 

Berliner Wertschöpfung 

(1) Als Berliner Wertschöpfung im Sinne des 
§ 1 Abs. 7 und des § 6 Abs. 2 gilt der Unter- 


schied zwischen dem wirtschaftlichen Umsatz 
und dem wirtschaftlichen Waren- und Material- 
einsatz der in Berlin (West) gelegenen Betrieb- 
stätten des Berliner Unternehmers, der die Ge- 
genstände bearbeitet oder verarbeitet hat. Die 
Tabaksteuer und die Branntweinsteuer bleiben 
bei der Ermittlung der Berliner Wertschöpfung 
außer Ansatz. 

(2) Bei der Ermittlung des wirtschaftlichen 
Waren- und Materialeinsatzes kann der Wert 
der Berliner Vorleistungen wie folgt berücksich- 
tigt werden: 

1. Sind im wirtschaftlichen Waren- und Mate- 
rialeinsatz Gegenstände enthalten, die ein 
anderer Unternehmer nachweislich in Berlin 
(West) hergestellt hat, so kann die Hälfte des 
für diese Gegenstände angesetzten Werts aus 
den wirtschaftlichen Waren- und Material- 
einsatz ausgeschieden werden. Der auszu- 
scheidende Wertanteil erhöht sich auf 70 vom 
Hundert, wenn die Berliner Wertschöpfung 
des Vorlieferers im vorletzten Wirtschaftsjahr 
nachweislich mehr als 50 vom Hundert be- 
tragen hat. Der Nachweis, daß die Berliner 
Wertschöpfung mehr als 50 vom Hundert 
betragen hat, ist durch eine Bescheinigung 
des für den Vorlieferer zuständigen Finanz- 
amts zu führen. 

2. Sind im wirtschaftlichen Waren- und Mate- 
rialeinsatz Werkleistungen enthalten, die 
ein anderer Unternehmer nachweislich in 
Berlin (West) ausgeführt hat, so kann der für 
diese Werkleistungen angesetzte Wert aus 
dem wirtschaftlichen Waren- und Material- 
einsatz ausgeschieden werden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung ein einheitliches Verfahren zur 
Berechnung der Berliner Wertschöpfung unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der steuer- 
lichen Prüfungstechnik vorschreiben." 

7. § 7 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den §§ 1 und 13 treten an die Stelle 
der vereinbarten Entgelte die vereinnahmten 
Entgelte, wenn der Unternehmer die Umsatz- 
steuer nach vereinnahmten Entgelten (§§ 19, 20 
des Umsatzsteuergesetzes [Mehrwertsteuer]) be- 
rechnet. Anstatt des vereinbarten Entgelts ist 
das vereinnahmte Entgelt und der Tag der Ver- 
einnahmung buchmäßig nachzuweisen. Bei einem 
Wechsel der Besteuerungsart dürfen Kürzungs- 
beträge nicht doppelt in Anspruch genommen 
werden. 

(3) Als Verrechnungsentgelt im Sinne des 
§ 1 a Abs. 1 ist der Betrag anzusetzen, den der 
Unternehmer hätte aufwenden müssen, um den 
in die westdeutsche Betriebsstätte verbrachten 
Gegenstand von einem fremden Unternehmer 
zu erhalten (Marktpreis ohne Umsatzsteuer). Ist 
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ein Verrechnungsentgelt in dieser Weise nicht 
zu ermitteln, so sind der Kürzung höchstens 115 ; 
vom Hundert der nach den einkommensteuer- 
lichen Vorschriften berechneten Herstellungs- 
kosten zugrunde zu legen." 

8. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Ursprungsbescheinigung 

(1) Der Nachweis, daß ein Gegenstand in 
Berlin (West) hergestellt oder eine Werklei- 
stung in Berlin (West) ausgeführt worden ist, | 
ist durch eine Ursprungsbescheinigung zu füh- 
ren, die der Senator für Wirtschaft, Berlin, auf 
Antrag ausstellt. Der Antrag ist unter Vorlage 
der Rechnungen oder Lieferscheine zu stellen 
und mit der Versicherung zu versehen, daß die 
Voraussetzungen der Herstellung in Berlin 
(West) (§ 6) erfüllt sind. Die Ursprungsbeschei- 
nigung wird dem Antragsteller grundsätzlich 
in zwei Ausfertigungen erteilt, von denen eine 
Ausfertigung für den westdeutschen Unterneh- 
mer bestimmt ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die son- 
stigen Leistungen im Sinne des § 1 Abs. 6 und 
§ 2 Abs. 6. 

(3) Der Senator für Wirtschaft, Berlin, be- 
stimmt die Einzelheiten des Verfahrens. Er ist 
ermächtigt, von den beteiligten Unternehmern 
Angaben und Unterlagen zur Ermittlung des 
Tatbestandes sowie über die Höhe der Berliner 
Wertschöpfung zu verlangen. Die Finanzämter 
können Auskunft erteilen. 

(4) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 
über die Erteilung der Ursprungsbescheinigun- 
gen ist der Finanzrechtsweg gegeben." 


9. § 9 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Nachweis, daß die in § 1 Abs. 1 bis 3, 
§ 1 a Abs. 1 und § 2 Abs. 1 bis 3 bezeichneten 
Gegenstände in den übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gelangt sind, ist durch einen 
Versendungsbeleg, insbesondere durch Fracht- 
brief, Posteinlieferungsschein, Konnossement 
oder deren Doppelstücke, oder durch einen son- 
stigen handelsüblichen Beleg, insbesondere 
durch eine Bescheinigung des vom Unternehmer 
beauftragten Spediteurs, eine Versandbestäti- 
gung des Lieferers oder eine Empfangsbestäti- 
gung der Betriebstätte oder des Erwerbers 
oder Auftraggebers im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zu führen." 

10. § 10 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die buchmäßig nachzuweisenden Voraus- 
setzungen müssen eindeutig und leicht nach- 


prüfbar aus der Buchführung zu ersehen sein. 
Die Bücher sind im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zu führen. 

(2) In der Regel sollen aufgezeichnet werden 

1. bei den Kürzungen nach § 1: 

a) die Menge und die handelsübliche Be- 
zeichnung der Gegenstände, die geliefert 
oder im Werklohn bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden sind, 

b) die Herstellung des Gegenständes oder 
die Werkleistung in Berlin (West) unter 
Hinweis auf die Ursprungsbescheinigung 
(§ 8), 

c) der Lieferer und der Tag der Lieferung 
an den Berliner Unternehmer oder der 
Werkleistende und der Tag der Werk- 
leistung an den Berliner Unternehmer, 
wenn der Berliner Unternehmer den Ge- 
genstand nicht selbst hergestellt oder 
selbst bearbeitet oder verarbeitet hat, 

d) die Art der sonstigen Leistung im Sinne 
des § 1 Abs. 6 unter Hinweis auf die Ur- 
sprungsbescheinigung (§ 8), 

e) der Empfänger der Lieferung oder der 
sonstigen Leistung im übrigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes nach Namen, Be- 
zeichnung des Gewerbezweigs oder Be- 
rufs und Anschrift, 

f) der Tag der Versendung oder der Beför- 
derung des gelieferten oder verarbei- 
teten Gegenstandes unter Hinweis auf 
die Versendungsbelege oder die son- 
stigen Belege (§ 9 Abs. 1), 

g) die Zeit, während der die vermieteten 
oder verpachteten Gegenstände im üb- 
rigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
genutzt oder die Filme, Tonnegative oder 
Mischbänder von Synchronfassungen im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausgewertet worden sind, unter Hinweis 
auf die darüber ausgestellte Bescheini- 
gung des westdeutschen Unternehmers 
(§ 9 Abs. 2), 

h) in den Fällen des § 1 Abs. 7 die Berech- 
nung der Berliner Wertschöpfung, 

i) in den Fällen des § 6 a Abs. 2 die Art der 
Berliner Vorleistung unter Hinweis auf 
die empfangene Rechnung und die zum 
Nachweis der Berliner Vorleistung die- 
nenden sonstigen Unterlagen, 

k) das vereinbarte Entgelt unter Hinweis 
auf die Rechnungsdurchschrift; 

2. bei der Kürzung nach § 1 a: 

a) die Menge und die handelsübliche Be- 
zeichnung der Gegenstände, die in die 
westdeutsche Betriebstätte verbracht wor- 
den sind, 

b) die Herstellung der Gegenstände in einer 
Betriebstätte in Berlin (West) unter Hin- 
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weis auf die Ursprungsbescheinigung 

(§ 8 ), 

c) der Tag, an dem die Gegenstände in der 
westdeutschen Betriebstätte eingegangen 
sind, 

d) die Art der Verwendung der Gegen- 
stände, 

e) das Verrechnungsentgelt und die Art der 
Ermittlung; 

3. bei den Kürzungen nach § 2: 

a) die Menge und die handelsübliche Be- 
zeichnung der Gegenstände, die erworben 
oder im Werklohn bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden sind, 

b) der Lieferer oder der Leistende, 

c) der Ort der Herstellung oder der Werk- 
leistung unter Hinweis auf die Ursprungs- 
bescheinigung (§ 8), 

d) die Art der sonstigen Leistung im 
Sinne des § 2 Abs. 6 unter Hinweis auf 
die Ursprungsbescheinigung (§ 8), 

e) der Tag des Empfangs der Gegenstände 
im übrigen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes unter Hinweis auf den Frachtbrief 
oder andere Belege, 

f) die Zeit, während der die gemieteten 
oder gepachteten Gegenstände im üb- 
rigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
genutzt oder die Filme, Tonnegative oder 
Mischbänder von Synchronfassungen im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausgewertet worden sind, 

g) das vereinbarte Entgelt unter Hinweis 
auf die empfangene Rechnung." 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Die Kürzungsbeträge nach den §§ 1, 1 a und 
2 sind mit der für einen Voranmeldungszeit- 
raum oder Veranlagungszeitraum geschul- 
deten Umsatzsteuer zu verrechnen."; 

b) in Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Werden Entgelte oder Verrechnungsent- 
gelte gemindert, so sind Kürzungsbeträge 
nach den §§ 1, 1 a und 2 insoweit zurückzu- 
zahlen, als diese auf die Entgeltminderung 
entfallen." 

12. § 12 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Gelangen Gegenstände, für deren Verbringen 
oder Erwerb Anspruch auf die Kürzungen nach 
den §§ 1 a oder 2 besteht, nach Berlin (West) 
zurück, ohne daß die Gegenstände im übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einer Bearbei- 
tung oder Verarbeitung im Sinne des § 6 Abs. 1 
unterlegen haben, so darf die Kürzung der ge- 


schuldeten Umsatzsteuer nicht vorgenommen 
werden." 


13. In § 13 Abs. 1 wird in Satz 1 hinter der Zahl „1" 
ein Beistrich gesetzt und „1 a" eingefügt; hinter 
Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„§ 18 Abs. 2 Satz 4 und 5 und Abs. 4 Satz 4 
des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) ist 
anzuwenden. 11 

14. § 14 a wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Geht das Eigentum an einem Ein- 
familienhaus, einem Zweifamilienhaus oder 
einer Eigentumswohnung im Sinne des Ab- 
satzes 1 innerhalb von drei Jahren nach der 
Fertigstellung auf eine natürliche Person 
über, so kann der Rechtsnachfolger (Erst- 
erwerber) die erhöhten Absetzungen im 
Sinne des Absatzes 1 vornehmen, soweit der 
Bauherr sie nicht geltend gemacht hat. Für 
den Ersterwerber treten an die Stelle der 
Herstellungskosten die Anschaffungskosten. 
Hat der Bauherr keine erhöhten Absetzun- 
gen vorgenommen, so tritt für den Erst- 
erwerber an die Stelle des Jahres der Fertig- 
stellung das Jahr des Ersterwerbs. Hat der 
Bauherr erhöhte Absetzungen vorgenommen, 
so kann der Ersterwerber sie vom Jahr des 
Ersterwerbs an mit dem Hundertsatz und für 
den Zeitraum geltend machen, die für den 
Bauherrn ohne die Veräußerung maßgebend 
gewesen wären. 11 ; 

b) die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Ab- 
sätze 4 bis 6; 

c) im neuen Absatz 5 werden die Worte „der 
Absätze 1 und 2" durch die Worte „der Ab- 
sätze 1 bis 3" ersetzt; 

d) im neuen Absatz 6 werden die Worte „nach 
Absatz 1" durch die Worte „nach den Ab- 
sätzen 1 oder 3" ersetzt. 


15. Dem § 21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Ermäßigung der Einkommensteuer, die auf 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 23 Nr. 4 Buchstabe a entfällt, ist durch 
die für den Veranlagungszeitraum gezahlten Zu- 
lagen nach § 28 Abs. 1 Satz 1 abgegolten, soweit 
sie diese nicht übersteigt. Zulagen zum Arbeits- 
lohn, von dem die Lohnsteuer nach § 42 a Abs. 2 
Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes mit einem 
Pauschsteuersatz erhoben worden ist, bleiben 
außer Betracht." 


16. Dem § 22 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 21 Abs. 1 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 
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17. § 23 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird der Strichpunkt hinter 
dem letzten Satz durch einen Punkt ersetzt 
und folgender Satz angefügt: 

„Zum Arbeitslohn aus einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis im Sinne dieser Vorschrift 
gehören auch Bezüge und Vorteile aus frü- 
heren Dienstleistungen, die gleichzeitig mit 
anderem Arbeitslohn aus einem gegenwär- 
tigen Dienstverhältnis von demselben Ar- 
beitgeber oder aus derselben öffentlichen 
Kasse bezogen werden;"; 

b) in Buchstabe b werden vor den Worten „als 
Wartegeld" die Worte „vorbehaltlich der 
Regelung in Buchstabe a letzter Satz" ein- 
gefügt. 

18. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Er- 
mäßigung" die Worte „vorbehaltlich des Ab- 
satzes 3" eingefügt; 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 2 wird gestrichen; 

bb) im Satz 3 werden hinter den Worten 
„so wird die Ermäßigung" die Worte 
„vorbehaltlich des Absatzes 3" 

eingefügt; 

c) folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Bestehen die Einkünfte aus Berlin 
(West) ausschließlich aus Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 23 
Nr. 4 Buchstabe a, so wird die nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 berechnete Ermäßigung nur 
insoweit gewährt, als sie die Zulagen nach 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 übersteigt. Bestehen die 
Einkünfte aus Berlin (West) nur zum Teil 
aus Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
im Sinne des § 23 Nr. 4 Buchstabe a, so ist 
die Ermäßigung im Verhältnis der letztge- 
nannten Einkünfte in den Fällen des Ab- 
satzes 1 und des Absatzes 2 Satz 2 zum Ge- 
samtbetrag der Einkünfte und in den Fällen 
des Absatzes 2 Satz 1 zur Summe der Ein- 
künfte aus Berlin (West) aufzuteilen. Die 
Ermäßigung, die hiernach auf die Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des 
§ 23 Nr. 4 Buchstabe a entfällt, wird nur 
insoweit gewährt, als sie die Zulagen nach 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 übersteigt."; 

d) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Zitat „§ 23 Nr. 4" wird durch das 
Zitat „§ 23 Nr. 4 Buchstabe b" ersetzt; 

bb) die Nummer 2 wird gestrichen; 


b) im Absatz 2 werden das Zitat „§ 23 Nr. 4" 
durch das Zitat „§ 23 Nr. 4 Buchstabe b" und 
das Zitat „§ 25" durch das Zitat „§ 25 Abs. 2" 
ersetzt. 

20. § 27 wird gestrichen. 

21. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satz 1 wird das Zitat „§§ 21, 22, 26 
und 27" durch das Zitat „§§ 21, 22 und 
26" ersetzt; 

bb) folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Wird im Rahmen eines solchen Dienst- 
verhältnisses die Beschäftigung unter- 
brochen oder eingeschränkt, so werden 
Zulagen je Kalendertag weitergewährt, 
solange 

1. Krankengeld oder Hausgeld aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung, 

2. Verletztengeld aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung, 

3. Einkommensausgleich nach § 17 des 
Bundesversorgungsgesetzes, 

4. Kurzarbeitergeld oder Schlechtwet- 
tergeld, 

5. Mutterschaftsgeld nach den Vor- 
schriften des Mutterschutzgesetzes 
oder der Reichsversicherungsordnung, 

6. Übergangsgeld während der Durch- 
führung von Maßnahmen zur Erhal- 
tung, Besserung und Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit (Heilbe- 
handlung und Berufsförderung), 

7. Unterhaltsgeld während der Teil- 
nahme an Maßnahmen der beruf- 
lichen Bildung und der beruflichen 
Rehabilitation nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz, 

8 Unterhaltsbeitrag während einer Be- 
rufsförderungsmaßnahme nach § 26 
des Bundesversorgungsgesetzes, 

9. Entschädigung nach dem Bundes- 
seuchengesetz 

bezogen wird, höchstens aber für die 
Dauer von 78 Wochen."; 

cc) die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 3 und 4; 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bemessungsgrundlage für die Zulage 
nach Absatz 1 Satz 1 ist der aus einem 
gegenwärtigen Dienstverhältnis bezo- 
gene Arbeitslohn (§ 23 Nr. 4 Buch- 
stabe a) des Lohnabrechnungszeit- 
raums."; 
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bb) hinter Satz 1 werden folgende Sätze 
eingefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 
ist Bemessungsgrundlage für die Zulage 
der auf einen Kalendertag entfallende 
Arbeitslohn des Lohnabrechnungszeit- 
raums. Maßgebend ist der der Unter- 
brechung oder Einschränkung vorherge- 
hende Lohnabrechnungszeitraum: hat 
das Dienstverhältnis erst im laufenden 
Lohnabrechnungszeitraum begonnen, so 
ist Bemessungsgrundlage für die Zulage 
der auf einen Kalendertag umgerechnete 
Arbeitslohn, der bei der für den Arbeit- 
nehmer maßgebenden regelmäßigen Ar- 
beitszeit für den Lohnabrechnungszeit- 
raum ohne die Unterbrechung oder Ein- 
schränkung zu zahlen wäre."; 

cc) die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 4 und 5; 

dd) im neuen Satz 5 werden die Worte 
„Steuerfreie Einnahmen" durch die 
Worte „Bezüge, von denen die Lohn- 
steuer nach einer Rechtsverordnung auf 
Grund des § 42 a Abs. 1 Ziff. 2 oder 
nach § 42 a Abs. 2 Ziff. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes mit einem 
Pauschsteuersatz erhoben wird, und 
steuerfreie Einnahmen" ersetzt; 

c) folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Die Bemessungsgrundlage für die Zu- 
lage nach Absatz 1 Satz 1 ist bei monatlicher 
Lohnabrechnung auf einen durch 10, bei 
wöchentlicher Lohnabrechnung auf einen 
durch 2,5 und bei täglicher Lohnabrechnung 
auf einen durch 0,5 ohne Rest teilbaren Be- 
trag aufzurunden: bei anderen Lohnabrech- 
nungszeiträumen ergibt sich die Bemessungs- 
grundlage aus dem mit der Zahl der Arbeits- 
tage vervielfachten Tagesarbeitslohn, der auf 
einen durch 0,5 ohne Rest teilbaren Betrag 
aufzurunden ist. Zur Feststellung der Zahl 
der Arbeitstage sind von der Zahl der Ka- 
lendertage des Lohnabrechnungszeitraums 
für je 7 Tage 2 Tage abzuziehen. Die Be- 
messungsgrundlage für die Zulage nach Ab- 
satz 1 Satz 2 ist auf einen durch 0,5 ohne 
Rest teilbaren Betrag aufzurunden."; 

d) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Zulage beträgt 8 vom Hundert j 
der Bemessungsgrundlage zuzüglich eines j 
Zuschlags von 22 Deutsche Mark monatlich, ! 
5 Deutsche Mark wöchentlich oder einer j 
Deutschen Mark täglich für jedes Kind, für | 
das der Arbeitnehmer beim Steuerabzug i 
vom Arbeitslohn für den jeweiligen Lohn- 
abrechnungszeitraum einen Kinderfreibetrag ! 
nach § 32 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 des Einkommen- 
steuergesetzes erhält. Bei anderen als den 
in Absatz 3 erster Halbsatz genannten Lohn- ; 


abrechnungszeiträumen beträgt der Kinder- 
zuschlag eine Deutsche Mark je Arbeitstag 
(Absatz 3 Satz 2). In den Fällen, in denen 
der Arbeitnehmer einen Kinderfreibetrag zur 
Hälfte erhält, ermäßigen sich die in den Sät- 
zen 1 und 2 genannten Beträge des Kinder- 
zuschlags um 50 vom Hundert."; 

e) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; in 
diesem wird hinter Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„In den den Arbeitnehmern erteilten Lohnab- 
rechnungen sind der Arbeitslohn und die 
Zulagen getrennt auszuweisen."; 

f) folgender Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) Soweit die in Absatz 1 Satz 2 be- 
zeichneten Leistungen nicht vom Arbeitgeber 
ausgezahlt werden, hat der Arbeitnehmer 
die Voraussetzungen für einen Zulagenan- 
spruch nach Absatz 1 Satz 2 gegenüber dem 
Arbeitgeber nachzuweisen. Der Nachweis ist 
durch Vorlage von Belegen über den Bezug 
einer der in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten 
Leistungen zu erbringen. Der Arbeitgeber 
hat die Art der Leistung und den Zeitraum, 
für den sie gezahlt worden ist, im Lohnkonto 
zu vermerken."; 

g) der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7. 


22. § 29 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Arbeitgeber hat die nach § 28 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 gezahlten Zulagen bei jeder Lohn- 
abrechnung im Lohnkonto des Arbeitnehmers 
oder, sofern ein Lohnkonto nicht zu führen ist, 
in entsprechenden Aufzeichnungen voneinander 
getrennt einzutragen. In der Lohnsteuerbeschei- 
nigung, im Lohnsteuerüberweisungsblatt und 
im Lohnzettel sind nur die Zulagen nach § 28 
Abs. 1 Satz 1 besonders zu bescheinigen." 

23. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird der Buchstabe c ge- 
strichen; 

b) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Buchstaben a werden die Worte „und 
in § 27" gestrichen; 

bb) im Buchstaben b werden die Worte „und 
des § 27" gestrichen; 

cc) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„ c) über einen Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich in den Fällen des § 26 

Abs. 2,"; 

dd) Buchstabe d wird gestrichen; der bis- 
herige Buchstabe e wird Buchstabe d; 

ee) im neuen Buchstaben d werden die 
Worte „oder wenn in den Fällen des 
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§ 27 eine nichtselbständige Beschäfti- 
gung in Berlin (West) nicht während 
eines zusammenhängenden Zeitraums 
von mindestens drei Monaten ausgeübt 
worden ist" gestrichen; 

c) im Absatz 2 wird das Zitat „§§ 21, 22, 26 
und 27" durch das Zitat „§§ 21, 22 und 26" 
ersetzt; 

d) folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, zur Berechnung der Zulagen 
nach § 28 bei monatlicher, wöchentlicher und 
täglicher Lohnabrechnung Tabellen aufzu- 
stellen und bekanntzumachen." 

24. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden die Jahreszahl „1968" 
durch die Jahreszahl „1971" ersetzt sowie 
folgende Sätze angefügt: 

„Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, daß die vorstehende 
Fassung dieses Gesetzes erstmals auf den 
laufenden Arbeitslohn, der für einen nach 
dem 31. Dezember 1970 endenden Lohnzah- 
lungzeitraum gezahlt wird, und auf sonstige 
Bezüge, die nach dem 31. Dezember 1970 zu- 
fließen, anzuwenden ist. Für die Gewährung 
von Zulagen nach § 28 gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß die vorstehende Fassung die- 
ses Gesetzes erstmals auf Lohnabrechnungs- 
zeiträume anzuwenden ist, die nach dem 
31. Dezember 1970 enden. Für Lohnabrech- 
nungszeiträume, die vor dem 1. Januar 1971 
enden, ist das Gesetz hinsichtlich der Gewäh- 
rung von Zulagen nach § 28 Satz 1 in der 
vom 1. Januar 1970 geltenden Fassung anzu- 
wenden. überschreitet der Lohnabrechnungs- 
zeitraum 5 Wochen, so tritt an seine Stelle 
der Lohnzahlungszeitraum." ; 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften der §§ 1 bis 13 sind 
vorbehaltlich des Absatzes 3 auf Umsätze und 
Innenumsätze (§ 1 a) anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1969 ausgeführt werden."; 

c) hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 

„ (3) Abweichend von Absatz 2 finden An- 
wendung 

1. auf Umsätze, die nach dem 31. Dezember 
1969 und vor dem 1. Januar 1971 ausge- 
führt werden, 

a) die Vorschrift des § 1 Abs. 1 bis 6 mit 
der Maßgabe, daß der Vomhundert- 
satz der Kürzung 4,2 beträgt, 

b) die Vorschrift des § 4 Abs. 2 mit der 
Maßgabe, daß die Kürzung nach § 1 
Abs. 1 auf das ungeminderte Entgelt 
gewährt wird, 


2. die Vorschriften des § 1 Abs. 7 und des 
§ 6a auf Umsätze, die nach dem 31. De- 
zember 1970 ausgeführt werden, 

3. die Vorschrift des § 4 Abs. 1 Nr. 12 und 
Abs. 3 auf Umsätze und Innenumsätze, 
die nach dem 30. Juni 1970 ausgeführt 
werden, 

4. die Vorschrift des § 6 Abs. 2 auf Umsätze 
und Innenumsätze, die nach dem 31. De- 
zember 1974 ausgeführt werden."; 

d) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Vorschrift des § 14 a Abs. 3 ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1969 
anzuwenden."; 

e) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; 

f) der bisherige Absatz 5 wird gestrichen. 

25. Die Anlage (zu § 28 Abs. 3) „Höhe der Zulage" 

wird gestrichen. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Berlinförderungsgesetzes unter 
Berücksichtigung der bisher zu diesem Gesetz er- 
gangenen Änderungen mit neuem Datum und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. In der 
Neufassung ist die Bezeichnung „das Bundesgebiet" 
durch die Bezeichnung „der Geltungsbereich dieses 
Gesetzes" und die Bezeichnung „das übrige Bundes- 
gebiet" durch die Bezeichnung „der übrige Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes" zu ersetzen. 


Artikel 3 

(1) Für Lohnabrechnungszeiträume, die im Kalen- 
derjahr 1970 enden, sind die Vorschriften in der 
Anlage zu § 28 Abs. 3 des Berlinförderungsgesetzes 
in der am 1. Januar 1970 geltenden Fassung mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß die Zulage sich um einen 
Zuschlag von 22 Deutsche Mark bei monatlicher 
Lohnabrechnung, von 5 Deutsche Mark bei wöchent- 
licher Lohnabrechnung oder einer Deutschen Mark 
bei täglicher Lohnabrechnung für jedes Kind erhöht, 
für das der Arbeitnehmer beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn für den jeweiligen Lohnabrechnungs- 
zeitraum einen Kinderfreibetrag nach § 32 Abs. 2 
Ziff. 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes erhält. 
Bei anderen als den in Satz 1 genannten Lohnab- 
rechnungszeiträumen beträgt der Kinderzuschlag 
eine Deutsche Mark je Arbeitstag; zur Feststellung 
der Zahl der Arbeitstage sind von der Zahl der 
Kalendertage des Lohnabrechnungszeitraums für je 
7 Tage 2 Tage abzuziehen, überschreitet der Lohn- 
abrechnungszeitraum 5 Wochen, so tritt an seine 
Stelle der Lohnzahlungszeitraum. In den Fällen, in 
denen der Arbeitnehmer einen Kinderfreibetrag zur 
Hälfte erhält, ermäßigen sich die in den Sätzen 1 
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und 2 genannten Beträge des Kinderzuschlags um 
50 vom Hundert. 

(2) Zulagen, die nach dem 31. Dezember 1969 bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gewährt worden 
sind, sind innerhalb von zwei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes neu zu berechnen; der Unter- 
schiedsbetrag zwischen der neu berechneten Zulage 
und der bisher gewährten Zulage ist bei der näch- 
sten Lohnabrechnung an den Arbeitnehmer auszu- 
zahlen. § 28 Abs. 4 Sätze 3 bis 6 und § 29 Abs. 5 
des Berlinförderungsgesetzes in der am 1. Januar 
1970 geltenden Fassung sind entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten auch 
für Arbeitnehmer, die während des in Betracht kom- 
menden Zeitraums aus dem Dienstverhältnis zum 
Arbeitgeber ausgeschieden sind. Ist eine Auszah- 
lung des Unterschiedsbetrages im Sinne des Absat- 
zes 2 Satz 1 nicht möglich, so ist dies dem Finanz- 
amt, an das der Arbeitgeber die Lohnsteuer abzu- 
führen hat, mitzuteilen. Dabei hat der Arbeitgeber 
die Höhe des Unterschiedsbetrags und die vollstän- 
dige Anschrift des Arbeitnehmers anzugeben. Der 
Arbeitnehmer kann die Auszahlung des Unter- 
schiedsbetrags bei dem bezeichneten Finanzamt be- 
antragen. Der Antrag ist bis zum Ablauf von 
4 Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu 
stellen. Über den Antrag entscheidet das Finanzamt 
durch schriftlichen Bescheid. Auf die Festsetzung 
und Auszahlung des Unterschiedsbetrags durch das 
Finanzamt sind die Vorschriften des § 29 des Berlin- 
förderungsgesetzes in der am 1. Januar 1970 gelten- 
den Fassung entsprechend anzuwenden, soweit vor- 
stehend nicht etwas anderes vorgeschrieben ist. 


ABSCHNITT 2 


Artikel 4 

Im Land Berlin ist § 3 Abs. 1 und 2 der Verord- 
nung über Kündigungsschutz und andere klein- 
gartenrechtliche Vorschriften in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 347) mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß bei Kündigung von Pachtverträgen über klein- 
gärtnerisch genutztes Land Ersatzland nur zu ge- 
währen ist, soweit und sobald dafür Flächen zur 
Verfügung stehen, die in den Bauleitplänen als 
Dauerkleingärten ausgewiesen sind. 

ABSCHNITT 3 

Schlußvorschriften 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


A. Allgemeine Begründung 


Der vorliegende Gesetzentwurf enthält in seinen we- 
sentlichen Teilen Vorschläge zu einer weitgehenden 
Neugestaltung und Neuorientierung der Umsatz- 
steuerpräferenzen und der steuerlichen Arbeitneh- 
merförderung. Mit den vorgesehenen, sich gegen- 
seitig ergänzenden Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung einen strukturpolitisch wirksamen Beitrag 
für die weitere Stabilisierung und Fortentwicklung 
der Berliner Wirtschaft leisten. Die empfohlenen 
Änderungen geben der Bundesregierung zugleich 
Anlaß, vorzuschlagen, das „ Berlinhilfegesetz " künf- 
tig als „Gesetz zur Förderung der Berliner Wirt- 
schaft" zu bezeichnen. 

Der sofortigen Verwirklichung aller Maßnahmen 
steht allerdings entgegen, daß sich die hierzu er- 
forderlichen finanziellen Aufwendungen im Rahmen 
der gegenwärtigen Möglichkeiten des Bundeshaus- 
halts halten müssen. Außerdem müssen auch die 
konjunkturellen Wirkungen berücksichtigt werden, 
die in der augenblicklichen Konjunkturphase von 
einer durch Steuersenkungen verstärkten Nachfrage 


ausgehen könnten. Die Bundesregierung schlägt des- 
halb ein stufenweises Vorgehen mit der Maßgabe 
vor, daß einzelne als besonders vordringlich er- 
scheinende Änderungen rückwirkend am 1. Januar 
1970 in Kraft treten, die endgültige Umstellung auf 
die Neukonzeption der Umsatzsteuerpräferenzen 
und der steuerlichen Arbeitnehmerförderung jedoch 
erst mit Wirkung vom 1. Januar 1971 vollzogen 
wird. 

I. Änderungen bei den Umsatzsteuerpräferenzen 

Das Berlinhilfegesetz in der Fassung vom 1. Okto- 
ber 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1049) begünstigt Liefe- 
rungen von Unternehmern in Berlin (West) an west- 
deutsche Unternehmer in zweifacher Weise: durch 
die seit 1950 in Form eines Umsatzsteuer-Kürzungs- 
anspruchs gewährte Abnehmerpräferenz und durch 
die 1952 als Umsatzsteuerfreiheit eingeführte, an- 
läßlich des Umsatzsteuersystemwechsels in einem 
Umsatzsteuer-Kürzungsanspruch umgewandelte Lie- 
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ferpräferenz. Die Abnehmerpräferenz soll westdeut- 
sche Unternehmer zum Kauf Berliner Erzeugnisse 
anregen; die Lieferpräferenz solhdem Berliner Her- 
steller einen Ausgleich der Standortnachteile und 
Risiken gewähren, die sich aus der besonderen Lage 
Berlins ergeben. Beide Präferenzen werden nach 
dem Umsatz bemessen und betragen z. Z. 4,2 vom 
Hundert. 

Die langjährigen Erfahrungen mit dem bisherigen 
System ließen die Fragestellung entstehen, ob der 
Umsatz als ausschließlicher Maßstab für die Präfe- 
renzen die vom Berlinhilfegesetz erstrebte nachhal- 
tige Förderung der Berliner Wirtschaft in optimaler 
Weise gewährleistet. Die Kritik richtet sich gegen 
die Tatsache, daß das Ausmaß der originären pro- 
duktiven Leistung der Berliner Wirtschaft bei der 
Bemessung der allein umsatzbezogenen Präferenzen 
keine Rolle spielt. 

Der Deutsche Bundestag hat daher die Bundesregie- 
rung beauftragt, das bisherige Präferenzsystem 
einer Prüfung zu unterziehen. „Dabei sollte insbe- 
sondere geprüft werden, ob die Präferenzen auf den 
einer Ware in Berlin zugefügten , Mehr wert' bezo- 
gen werden könnten" (Schriftlicher Bericht des Fi- 
nanzausschusses über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Berlinhilfegesetzes — Drucksache 
V/2237 — - vom 13. November 1967, zu Drucksache 
V/2267). 

Diese Prüfung wurde im Zusammenwirken mit dem 
Senat von Berlin und unter Anhörung der Spitzen- 
verbände der Wirtschaft einschließlich der Berliner 
Wirtschaft durchgeführt; dabei wurden mehrere 
wissenschaftliche Gutachten eingeholt. Das Ergebnis 
der Prüfung kann zusammenfassend wie folgt dar- 
gestellt werden: 

Die umsatzbezogene Präferenz „begünstigt Produk- 
tionen mit hoher und niedriger Nettoquote bzw. 
Umsätze mit unterschiedlichem Berliner Anteil an 
der gesamten Wertschöpfung eines Unternehmens 
gleichermaßen und beinhaltet damit eine relative 
Benachteiligung von Fertigungen mit hohem (Berli- 
ner) Wertschöpfungsanteil" (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung: Die Bedeutung der Umsatz- 
steuerpräferenzen für die Berliner Wirtschaft — 
Finanzielle Auswirkungen einer Neuorientierung 
der Bemessungsgrundlage an der Wertschöpfung). 

Damit „fördert sie die ohnehin vorhandene Tendenz, 
in Berlin nur eine letzte Be- oder Verarbeitung vor- 
zunehmen, weil die Präferenz um so stärker wirkt, 
je geringer die Leistung auf der letzten Stufe ist" 
(Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung: Zur Neuge- 
staltung der Absatzpräferenzen im Berlinhilfe- 
gesetz). Diese negativen Wirkungen werden an fol- 
genden Beispielen offenkundig: 


Umsatz 

. 100 

100 

100 100 

Materialverbrauch 

. 80 

60 

40 

20 

Nettoproduktionswert 

(NPW) 

. 20 

40 

60 

80 

Präferenz 4,2% 

. 4,2 

4,2 

4,2 

4,2 

Präferenz in °/o des NPW . . 

. 21 

10,5 

7 

5,25 


Der Einsatz öffentlicher Mittel zur Subventionierung 
des Absatzes Berliner Erzeugnisse im übrigen Bun- 
desgebiet muß aber so gestaltet werden, daß die 
Wirtschaftskraft Berlins in optimaler Weise ver- 
stärkt wird. Dies verlangt, daß die Leistung der Ber- 
liner Wirtschaft selbst ein maßgebliches Kriterium 
der Präferenz wird. Deswegen sollte nach Möglich- 
keit die Präferenz nicht nach dem Umsatz, sondern 
nach der Wertschöpfung bzw. nach dem Nettopro- 
duktionswert in Berlin bemessen werden und damit 
von einer reinen Absatzpräferenz in eine mehr an 
der Produktion orientierte Hilfsmaßnahme umge- 
staltet werden. 

Eine Beibehaltung der reinen umsatzbezogenen Prä- 
ferenz erscheint daher der Bundesregierung nicht 
länger vertretbar. Andererseits sind die bisherigen 
Versuche, die Präferenzen künftig ausschließlich an 
der Berliner Wertschöpfung zu orientieren, auf so 
beachtliche technische Schwierigkeiten gestoßen, daß 
sie nach Abwägung aller Aspekte nicht mehr wei- 
ter verfolgt werden. Die Bundesregierung schlägt 
deswegen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf als 
Kompromißlösung eine wertschöpfungsorientierte 
Modifizierung der umsatzbezogenen Präferenz vor. 
Für einen großen Teil der Berliner Unternehmer 
wird sich bei dieser Lösung an der Präferenzierung 
ihrer Umsätze — - von der ebenfalls vorgeschlagenen 
Anhebung des Kürzungssatzes auf 4,5 abgesehen — 
nichts ändern. In Bereichen mit besonders hoher 
oder niedriger Nettoproduktionsquote soll jedoch 
die Wertschöpfung angemessen berücksichtigt wer- 
den. 

Erzeugnisse aus Unternehmen bzw. Betriebstätten 
mit einer Nettoproduktionsquote von weniger als 
10 vom Hundert sollen von der Präferenz ausge- 
schlossen werden. Diese Einschränkung stellt prak- 
tisch eine Ergänzung der bisherigen Mißbrauchs- 
klausel dar und trifft nur wenige Unternehmen. Eine 
Übergangsregelung soll den Unternehmen die Mög- 
lichkeit zur Anpassung geben. 

Für Erzeugnisse aus Unternehmen bzw. Betrieb- 
stätten mit einer Nettoproduktionsquote von mehr 
als 50 vom Hundert bis einschließlich 65 vom Hun- 
dert soll auf Antrag der Kürzungsanspruch für die 
Lieferpräferenz auf 5 vom Hundert angehoben wer- 
den; bei einer Nettoproduktionsquote von mehr als 
65 vom Hundert soll der Kürzungsanspruch 6 vom 
Hundert betragen. Diese Verbesserung ist das we- 
sentliche Element des Vorschlages der Bundesregie- 
rung, die Wertschöpfung bei der Präferenzierung 
Berliner Umsätze zu berücksichtigen. Sie soll mit 
Wirkung vom 1. Januar 1971 eingeführt werden. 

Außerdem schlägt die Bundesregierung bei den Um- 
satzsteuerpräferenzen noch folgende Maßnahmen 
teils begünstigender teils einengender Art vor: 

— Als wichtige Ergänzung des bisherigen Präfe- 
renzsystems ist die Einbeziehung der sogenann- 
ten Innenumsätze in die Umsatzsteuervergünsti- 
gungen vorgesehen. Dadurch soll auch derjenige 
Teil der Berliner Produktion begünstigt werden, 
der nicht unmittelbar an westdeutsche Fremdab- 
nehmer veräußert wird, sondern als Teil- oder 
Zwischenproduktion oder zu Anlagezwecken in 
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einer westdeutschen Betriebstätte innerbetrieb- 
lich verwendet wird. Der Unternehmer soll in 
diesen Fällen einen Kürzungsanspruch in Höhe 
von 6 vom Hundert der internen Verrechnungs- 
entgelte erhalten. Anwendungszeitpunkt: 1. Ja- 
nuar 1970. 

— Ausdehnung der Umsatzsteuerpräferenzen auf 
bestimmte Leistungen im Bereich der Filmpro- 
duktion (vgl. Einzelbegründung zu Artikel 1 Nr. 1 
Buchstabe c). Anwendungszeitpunkt: 1. Januar 
1970. 

— Einbeziehung ausgewählter Leistungen aus dem 
Dienstleistungsbereich in die Umsatzsteuerpräfe- 
renzen. Die Bundesregierung folgt hier im 
wesentlichen den Wünschen des Senats von 
Berlin, der einige als besonders förderungs- 
würdig anzusehende geistige Leistungen zur 
Präferenzierung vorgeschlagen hat (vgl. Einzel- 
begründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d). 
Anwendungszeitpunkt: 1. Januar 1970. 

— Die bisherige Einschränkung der Umsatzsteuer- 
präferenzen für Zigaretten um ein Drittel der 
Bemessungsgrundlage soll auf zwei Drittel der 
Bemessungsgrundlage erhöht werden. Im Ergeb- 
nis wird dadurch erreicht, daß die im Zigaretten- 
preis enthaltene Tabaksteuer aus der Präferen- 
zierung ausscheidet. Diese Maßnahme erscheint 
notwendig, weil die bisherige, seit dem 1. Januar 
1963 in Kraft befindliche Einschränkung nicht aus- 
gereicht hat, um die ungerechtfertigten Vorteile 
abzubauen, die sich aus der dem Sinn des Berlin- 
hilfegesetzes zuwiderlaufenden Präferenzierung 
der Tabaksteuer ergeben haben. Die Präferenz- 
minderung wird in gewisser Weise dadurch aus- 
geglichen, daß die Berliner Zigarettenindustrie 
infolge ihrer hohen Wertschöpfungsquote über- 
wiegend die Möglichkeit haben wird, den erhöh- 
ten Kürzungssatz von 5 vom Hundert oder 6 vom 
Hundert in Anspruch zu nehmen. Anwendungs- 
zeitpunkt: 1. Juli 1970. 

— Weitere einschränkende Sondermaßnahmen sind 
nach Auffassung der Bundesregierung bei Roh- 
massen und Kernpräparaten, Spirituosen und 
Fleisch erforderlich, um unvertretbaren Wettbe- 
werbsverzerrungen vorzubeugen und — so im 
Bereich der Berliner Fleischwirtschaft — Miß- 
bräuche abzustellen (vgl. Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 4 Buchstaben b und c). Anwen- 
dungszeitpunkt: bei Rohmassen, Kernpräparaten 
und Spirituosen 1. Januar 1971, bei Fleisch 
1. Juli 1970. 

II. Neuregelung der steuerlichen Arbeitnehmer- 
förderung 

Das geltende Berlinhilfegesetz sieht für Arbeitneh- 
mer, die Arbeitslohn aus einem aktiven Beschäfti- 
gungsverhältnis in Berlin (West) beziehen, eine 
zweigleisige steuerliche Förderung vor. Auf der 
einen Seite wird die Lohnsteuer, die auf die Ein- 
künfte aus Berlin (West) entfällt, ebenso wie die 
Einkommensteuer um 30 v, H. ermäßigt (Lohnsteuer- 
präferenz); auf der anderen Seite erhalten die 
Berliner Arbeitnehmer aus dem Lohnsteueraufkom- 


men eine nach der Höhe ihres Arbeitslohns bemes- 
sene Zulage, die in etwa einen Ausgleich dafür 
schaffen soll, daß Arbeitnehmer mit geringem 
Arbeitslohn aus der Lohnsteuerpräferenz keinen 
oder nur einen geringen Vorteil haben. Der Vom- 
hundertsatz der Arbeitnehmerzulage ist deshalb 
degressiv gestaffelt; er beträgt bei einem Monats- 
lohn bis zu 500 DM 5 v. H. ( ermäßigt sich dann 
stufenweise auf 1 v. H. mit dem Ergebnis, daß die 
absolut höchste Zulage bei einem Monatslohn von 
1590 DM bis 2109 DM mit 45,80 DM erreicht wird. 
Beträgt der Monatslohn mehr als 2840 DM, wird 
eine Zulage nicht gewährt. Die steuerliche Förde- 
rung der Arbeitnehmer soll im ganzen die Wohn- 
ortnachteile und Risiken neutralisieren, die sich aus 
der besonderen Lage Berlins ergeben; sie soll dar- 
über hinaus aber auch zur Aufnahme einer Beschäf- 
tigung in Berlin anreizen und damit zur Stabilisie- 
rung des Berliner Arbeitsmarkts und zur Erhaltung 
der wirtschaftlichen Lebensfähigkeit Berlins beitra- 
gen. 

Es hat sich gezeigt, daß die Effizienz der bestehen- 
den Arbeitnehmer-Förderungsmaßnahmen nicht voll- 
auf befriedigend ist. Das Berliner Arbeitskräfte- 
potential ist in zunehmendem Maße ein Engpaß im 
Wachstumsprozeß der Berliner Wirtschaft geblie- 
ben. Dieses Hemmnis wird ohne rechtzeitige und 
wirksame Steuerungsmaßnahmen künftig noch an 
Intensität gewinnen. Nach Schätzungen des Deut- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung wird die 
Zahl der Erwerbspersonen in West-Berlin im Jahre 
1975 allein in Folge der besonders ungünstigen 
Altersstruktur der Bevölkerung (ohne Berücksichti- 
gung von Wanderungen) um rd. 100 000 Niedriger 
sein als 1968. 

Die Bundesregierung hat deshalb bereits seit län- 
gerer Zeit Überlegungen angestellt, durch welche 
Maßnahmen die Arbeitsmarktlage und damit gleich- 
zeitig die Bevölkerungsstruktur in Berlin (West) 
verbessert werden können. Hierbei ist von Anfang 
an auch eine Erweiterung der steuerlichen Förde- 
rung für Berliner Arbeitnehmer in Erwägung gezo- 
gen worden. Ausgangspunkt dieser Überlegungen 
war die Feststellung, daß die bestehende steuerliche 
Arbeitnehmerförderung in Form der Lohnsteuer- 
präferenz mit wesentlichen Mängeln behaftet ist. Die 
Lohnsteuerpräferenz ist insbesondere in ihrer Höhe 
für den einzelnen Arbeitnehmer nicht hinreichend 
überschaubar; sie gewährt auch Verheirateten gegen- 
über Ledigen und Verheirateten mit Kindern gegen- 
über Verheirateten ohne Kinder bei gleichen Brutto- 
löhnen eine geringere Vergünstigung. Eine Aufrecht- 
erhaltung dieser Lohnsteuerpräferenz erscheint der 
Bundesregierung nicht länger vertretbar. 

Im Einvernehmen mit dem Senat von Berlin schlägt 
die Bundesregierung mit dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf eine Umgestaltung der steuerlichen Arbeit- 
nehmerförderung in Berlin vor. Die Neukonzeption 
sieht im Grundsatz — anstelle der bisherigen Lohn- 
steuerpräferenz von 30 v. H. und der degressiv ge- 
staffelten Arbeitnehmerzulage von maximal 5 v. H. 
des Bruttolohns — die Zahlung einer einheitlichen 
Arbeitnehmerzulage in Höhe von 8 v. H. des Brutto- 
lohns zuzüglich eines Kinderzuschlags von 22 DM 
monatlich je Kind vor. Die Zulage soll auch bei 
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Unterbrechung oder Einschränkung der Beschäfti- 
gung infolge Krankheit, Kurzarbeit, Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen usw. in voller Höhe 
weitergezahlt werden. Die Zulage soll vom Arbeit- 
geber aus dem Lohnsteueraufkommen gezahlt und 
in den Lohnabrechnungen offen ausgewiesen wer- 
den. Bei einer Veranlagung zur Einkommensteuer 
soll die Arbeitnehmerzulage auf die zu gewährende 
Einkommensteuerpräferenz, soweit diese auf Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit entfällt, ange- 
rechnet werden. Die Zulage bleibt dem Arbeitneh- 
mer jedoch stets in vollem Umfang erhalten, eine 
die Arbeitnehmerzulage ggf. übersteigende Einkom- 
mensteuerpräferenz wird zusätzlich gewährt. Der 
Vomhundertsatz der Zulage ist so bemessen, daß die 
Regelung für die Berliner Arbeitnehmer — mit Aus- 
nahme einer Gruppe von etwa 1000 ledigen Arbeit- 
nehmern mit Bruttoarbeitslöhnen zwischen 1600 und 
2800 DM monatlich — zum Teil erhebliche Verbes- 
serungen bringt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß durch 
die vorgeschlagene Regelung im wesentlichen eine 
materielle Verbesserung und größere Transparenz 
der steuerlichen Arbeitnehmerförderung erreicht 
wird. Sie stellt deshalb im Rahmen der sozialen 
Symmetrie einen Ausgleich zu den den Unterneh- 
men gewährten Steuerbegünstigungen her und ist 
hervorragend geeignet, eine wesentlich stärkere An- 
reizwirkung zur Arbeitsaufnahme in Berlin (West) 
als die bisherige Arbeitnehmerförderung auszulösen. 
Daneben stellt die Neuregelung aber auch eine 
familienfreundlichere Lösung als bisher dar. Durch 
den Kinderzuschlag wird insbesondere dem Berliner 
Arbeitsmarkt mehr als bisher der Personenkreis der 
größeren Arbeitnehmerfamilien erschlossen. Neben 
der erwünschten günstigen Beeinflussung der Alters- 
struktur der Berliner Bevölkerung dürfte hierdurch 
auch eine erhöhte Zahl von Arbeitnehmerinnen und 
Lehrlingen, an denen auf dem Berliner Arbeitsmarkt 
ein besonders großer Mangel herrscht, für Berlin zu 
gewinnen sein, weil diese in der Regel nur aus 
ortsansässigen Familien kommen. Nicht zuletzt wird 
durch die klare Neukonzeption eine Vereinfachung 
für die Arbeitgeber erreicht. 


Die Bundesregierung schlägt vor, die Gesamtkonzep- 
tion, die mit erheblichen Steuerausfällen verbunden 
ist, aus den eingangs genannten Gründen erst ab 
1. Januar 1971 in Kraft zu setzen. Als erster Schritt 
auf dem Wege zu der Neuregelung soll jedoch der 
Kinderzuschlag von 22 DM monatlich je Kind im 
Hinblick auf die mit dieser Maßnahme verbundenen 
geringeren finanziellen Auswirkungen bereits ab 
1. Januar 1970 für die Bezieher der bisherigen 
Arbeitnehmerzulage wirksam werden. 

Als kleinere weitere Maßnahme ist im Rahmen des 
vorliegenden Gesetzentwurfs vorgesehen, bereits ab 
Veranlagungszeitraum 1969 die Sonder-Afa nach 
§ 14a BHG analog der Regelung nach § 7b EStG 
auch für den Ersterwerb von Ein- und Zweifamilien- 
häusern sowie von Eigentumswohnungen zuzulas- 
sen. Hierdurch soll die Eigentumsbildung für Bezie- 
her geringerer Einkommen erleichtert werden. 


III. Änderung kleingartenrechtlicher Vorschriften 

Nach Darstellung des Senats von Berlin ist es zur 
Erhaltung der wirtschaftlichen Lebensfähigkeit der 
Stadt zwingend geboten, zusätzliche Gewerbeflächen 
für die Ansiedlung neuer Industriebetriebe auszu- 
weisen. Dabei müssen — auch mit Rücksicht auf eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung — Flächen in 
Anspruch genommen werden, die bisher kleingärt- 
nerisch genutzt werden. Nach der Darstellung des 
Senats besteht keine Möglichkeit, Ersatzland in dem 
nach den geltenden kleingartenrechtlichen Vorschrif- 
ten vorgesehenen Umfang bereitzustellen. Eine Ein- 
schränkung dieser gesetzlichen Verpflichtung zur 
Ersatzlandgewährung ist daher erforderlich. Eine 
entsprechende Regelung soll außerhalb der steuer- 
lichen Förderungsmaßnahmen in Artikel 4 des Ge- 
setzes aufgenommen werden. 

IV. 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen des Gesetz- 
entwurfs sind aus der folgenden Aufstellung ersicht- 
lich: 


13 



Drucksache YI/614 Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Berlinhilfegesetzes 

Nr. 

Kurze Bezeichnung der Steuerrechtsänderung 

Entstehungsjahr 



ins- 

darunter 



gesamt 

Bund 

1 

2 1 

3 

4 


Verbesserung der Umsatzsteuerpräferenzen 



1 

Staffelung der Herstellerpräferenzen bei einer Wertschöpfungsquote 

1971 


— bis 10 v. H 0 v. H. 




— über 10 bis 50 v. H 4,5 v. H. 




— über 50 bis 65 v. H 5,0 v. H. 




— über 65 v. H 6,0 v. H. 




ab 1. Januar 1971 (des 0 v. H.-Satzes jedoch erst ab 1. Januar 1975) (Abnehmer- 




Präferenz unverändert 4,2 v. H.) 

— 105 

- 73 

2 

Einführung einer Umsatzsteuerpräferenz von 6 v. H. für Innenumsätze, die zur 

1970 


Weiterverarbeitung im eigenen Unternehmensbereicb bestimmt sind, ab 




1. Januar 1970 

— 40 

— 28 

3 

Sonderregelung für Zigaretten: 




a) Einschränkung der Hersteller- und der Abnehmerpräferenz auf die um 2 /s 




gekürzte Bemessungsgrundlage vom 1. Juli bis 31. Dezember 1970 

+ 50 

+ 35 


b) Staffelung der Herstellerpräferenz nach der Wertscböpfung (wie lfd. Nr. 1) 

1971 


auch für Zigaretten (unter Beibehaltung der ab 1. Juli 1970 gekürzten 




Bemessungsgrundlage) ab 1. Januar 1971 

+ 95 

+ 66 

4 

Einbeziehung bestimmter Dienstleistungen (u. a. im Bereich des Filmschaffens) 

1970 


in die Hersteller- und Abnehmerpräferenz ab 1. Januar 1970 

- 10 

- 7 

5 

Zwischensumme (Umsatzsteuer) 




Entstehungsjahr 1970 

± 0 

± 0 


Entstehungsjahr 1971 

- 10 

- 7 


Verbesserung der Vergünstigungen für Arbeitnehmer in Berlin 

1971 

6 

Einführung einer einheitlichen Arbeitnehmerzulage von 8 v. H. des Brutto- 




lohns anstelle der bisherigen 30-v. H.-Lohnsteuerpräferenz und der degressiv 




gestaffelten Arbeitnehmerzulage ab 1. Januar 1971 

-200 

- 86 

7 

Weitergewährung der einheitlichen Arbeitnehmerzulage auch bei Unter- 




brechung der Beschäftigung innerhalb eines weiterbestehenden Arbeitsver- 




hältnisses 

— 90 

— 0 

8 

Einführung einer Kinderzulage von 22 DM je Kind und Monat für Arbeit- 

1970 


nehmer in Berlin ab 1. Januar 1970 

- 95 

- 41 

9 

Zwischensumme (Lohnsteuer (gerundet) 

— 

— 


Anpassung von Sonderabschreibungen an § 7 b EStG 

1969 

10 

Gewährung von Sonderabschreibungen nach § 14 a BHG auch für den Erst- 




erwerb von Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von Eigentumswohnungen ab 




Veranlagungszeitraum 1969 

- 3 

- 1 

11 

Steuermindereinnahmen insgesamt (gerundet) *) 




im Entstehungsjahr 1969 

- 3 

- 1 


Entstehungsjahr 1970 

- 95 

- 41 


Entstehungsjahr 1971 

-230 

-102 
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Steuermehr- (+) oder -mindereinnahmen (— ) in Millionen DM 



Rechnungsjahr 




1970 

1971 

1972 


1973 

ins- darunter 

ins- darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

gesamt Bund 

gesamt Bund 

gesamt 

Bund 

| gesamt 

Bund 

5 | 6 | 

7 I 8 

1 9 

1 io 

1 li 

! 12 


± 0 ± 0 - 55 - 38 - 70 - 49 - 75 - 52 


o 

+1 

±0 - 55 

- 38 - 70 

- 49 - 75 

- 52 

— 

— -130 

- 56 -215 

- 92 -235 

-101 

— 

— - 18 

- 8 - 20 

- 9 - 20 

- 9 

-87 

-37 - 95 

-41 - 95 

- 41 - 95 

- 41 

-87 

-37 -245 

-105 -330 

-142 -350 

-151 

- 2 

- 1 - 4 

- 2 - 7 

- 3 - 9 

- 4 

-90 

-38 -305 

-145 -405 

-195 -435 

-210 


Der auf Berlin entfal- 
lende Anteil an den 
Steuermindereinnah- 
men wird zu einer Er- 
höhung der Bundes- 
hilfe an Berlin führen, 
für die in der mehr- 
jährigen Finanzpla- 
nung Vorsorge getrof- 
fen ist. 
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B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu Buchstaben a bis c 

In § 1 Abs. 1 bis 5 wird der Kürzungsanspruch des 
Berliner Unternehmers für den Regelfall von 4,2 vom 
Hundert auf, 4,5 vom Hundert angehoben. Diese 
Maßnahme steht im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung einer auf die Wertschöpfung ausgerichteten 
Umsatzsteuerpräferenz (vgl. Abschnitt I der allge- 
meinen Begründung). Der Kürzungsanspruch von 4,5 
vom Hundert wird in allen Fällen gewährt, in denen 
die Berliner Wertschöpfung im vorletzten Wirt- 
schaftsjahr mindestens 10 vom Hundert betragen hat 
(§ 6 Abs. 2) und ein besonderer Antrag auf Gewäh- 
rung eines höheren Kürzungssatzes nach § 1 Abs. 7 
nicht gestellt wird. 

Die Änderung des § 1 Abs. 3 hat, abgesehen von der 
Erhöhung des Kürzungssatzes, nur redaktionelle Be- 
deutung. 

In § 1 Abs. 5 wird die bisher nur für Filme geltende 
Vergünstigung auf Tonnegative und Mischbänder 
von Synchronfassungen ausgedehnt und gleichzeitig 
auf die Überlassung von Filmen usw. an Rundfunk- 
anstalten erweitert. Aus Gründen der Gleichmäßig- 
keit der Besteuerung soll hierdurch eine bisher be- 
stehende unterschiedliche Behandlung, insbesondere 
der Filmproduktion für das Fernsehen, beseitigt 
werden. 

Zu Buchstabe d 

Durch § 1 Abs. 6 werden bestimmte sonstige Lei- 
stungen in die Vergünstigungen einbezogen. Be- 
günstigt werden dadurch in erster Linie beratende 
Ingenieure, Konstruktionsbüros, Datenverarbeitungs- 
betriebe, Werbeagenturen, private Film- und Fern- 
sehateliers und Verlage. Die Vergünstigung soll 
vom 1. Januar 1970 an gelten. Der Kürzungssatz be- 
trägt zunächst 4,2 vom Hundert. Er erhöht sich im 
Rahmen der Wertschöpfungsregelung ab 1. Januar 
1971 einheitlich auf 6 vom Hundert, da die begün- 
stigten Leistungen in aller Regel einen Berliner 
Wertschöpfungsanteil von melr als 65 vom Hundert 
aufweisen. 

§ 1 Abs. 7 regelt die Erhöhung des Kürzungsan- 
spruchs von 4,5 auf 5 bzw. 6 vom Hundert, wenn die 
Berliner Wertschöpfung (wegen dieses Begriffs vgl. 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 6) die angegebenen 
Grenzen von 50 bzw. 65 vom Hundert übersteigt 
(vgl. hierzu Abschnitt I der allgemeinen Begrün- 
dung). Da eine zeitnahe Berechnung der Wert- 
schöpfung auf Schwierigkeiten stößt, weil die hierzu 
erforderlichen Werte erst im Zusammenhang mit 
der Bilanzierung festgestellt werden, erscheint es 
zweckmäßig, die Wertschöpfung nach den Verhält- 
nissen des vorletzten Wirtschaftsjahres zu berechnen. 
Die Gewährung des erhöhten Kürzungssatzes ist 


von einem besonderen Antrag abhängig. Wird ein 
solcher Antrag nicht gestellt, steht dem Unterneh- 
mer nur der Regelkürzungssatz von 4,5 vom Hun- 
dert zu. Der Unternehmer hat dem Finanzamt mit 
dem Antrag auf einem vom Bundesminister der Fi- 
nanzen noch zu bestimmenden Formblatt die Höhe 
seiner Berliner Wertschöpfung anzugeben und die 
Einzelheiten der Berechnung offen zu legen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Vorschrift des § 1 a regelt die Begünstigung der 
sog. Innenumsätze bei Unternehmern, die sowohl 
in Berlin (West) als auch im übrigen Geltungsbereich 
des Gesetzes Betriebstätten unterhalten. Die Ver- 
günstigung findet Anwendung, soweit diese Unter- 
nehmer die in Berlin (West) produzierten Gegen- 
stände in ihre westdeutschen Betriebstätte verbrin- 
gen, um sie hier gewerblich zu nutzen, z. B. durch 
weitere Bearbeitung oder durch Verwendung als 
Anlagevermögen. Der Kürzungsanspruch beträgt 6 
vom Hundert des innerbetrieblichen Verrechnungs- 
entgelts (vgl. Artikel 1 Nr. 7). Er ist damit höher als 
der im Regelfall dem Berliner Unternehmer zu- 
stehende Kürzungsanspruch (4,5 vom Hundert), aber 
niedriger als die Gesamtpräferenz für Lieferungen 
zwischen fremden Unternehmern (8,7 bis höchstens 
10,2 vom Hundert). Diese Regelung trägt einerseits 
dem Umstand Rechnung, daß beim Weiterverkauf 
der Gegenstände eine Abnehmerpräferenz nicht ge- 
währt wird, und berücksichtigt andererseits, daß der 
Kürzungsanspruch für Innenumsätze einem Unter- 
nehmen zugute kommt. 

Die Vergünstigung, die mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft treten soll, schließt eine gewisse 
Lücke im bisherigen Präferenzsystem. Sie soll der 
westdeutschen Wirtschaft einen Anreiz bieten, Vor- 
produktionen nach Berlin (West) zu verlegen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 2 Abs. 3 hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Zu Buchstabe b 

Wegen der Änderung des § 1 Abs. 5 mußte die für 
den westdeutschen Unternehmer geltende Vorschrift 
des § 2 Abs. 5 entsprechend geändert werden (vgl. 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c). 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 6 regelt die dem § 1 
Abs. 6 entsprechende Vergünstigung für den auf- 
traggebenden westdeutschen Unternehmer (vgl. Be- 
gründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d). 
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Zu Artikel 1 Nr. 4 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung des § 4 Abs. 1 erster Halbsatz hat nur 
redaktionelle Bedeutung; sie ist bedingt durch die 
Einfügung des § 1 a. 

Zu Buchstabe b 

Durch § 4 Abs. 1 Nr. 12 werden Fleisch und genieß- 
barer Schlachtabfall unter bestimmten Voraussetzun- 
gen von den Umsatzsteuervergünstigungen ausge- 
schlossen. Dadurch wird die Rechtslage wiederher- 
gestellt, die auf Grund der Verordnung zu § 12 
Abs. 2 des Berlinhilfegesetzes vom 25. November 
1966 (BGBl. I S. 651) im Jahre 1967 bestanden 
hat. Diese Verordnung wurde durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung des Berlinhilfegesetzes vom 
14. Dezember 1967 (BGBL I S. 1221) aufgehoben, 
weil wegen des ab 1. Januar 1968 eingeengten Her- 
stellungsbegriffs (§ 6 Abs. 1 BHG) eine Fortführung 
der Ausschlußregelung entbehrlich erschien (vgl. 
Schriftlichen Bericht des Finanzausschusses des Deut- 
schen Bundestages vom 13. November 1967 — zu 
Drucksache V/2267). In der Folgezeit zeigte sich je- 
doch, daß es gezielter Maßnahmen bedarf, um im 
Bereich der Berliner Fleischwirtschaft unerwünschte 
und mißbräuchliche Praktiken wirksam zu unter- 
binden. Bei diesen Praktiken handelt es sich im 
wesentlichen darum, daß lebende oder geschlachtete 
Tiere, diese ganz oder geteilt, nach Berlin verbracht, 
dort geschlachtet bzw. mit wenigen Schnitten zerlegt 
und anschließend unter Inanspruchnahme der vollen 
Präferenzen von 8,4 v. H. nach Westdeutschland 
zurückgeliefert werden. Die Gewährung der Umsatz- 
steuervergünstigungen widerspricht in diesen Fällen 
dem Sinn und Zweck des Berlinhilfegesetzes. Die 
Lieferungen von Fleisch und genießbarem Schlacht- 
abfall von Tieren, die in Berlin (West) geschlachtet 
und in handelsübliche Teile zerlegt worden sind, 
sowie von Fleisch in Einzelpackungen bis zu 1000 g 
bleiben weiterhin begünstigt. 

Zu Buchstabe c 
§ 4 Abs. 2 

Bei Rohmassen und Kernpräparaten sowie Trink- 
branntweinen in Behältern bis zu 10 Liter sind die 
Präferenzen bereits vor einiger Zeit durch Strei- 
chung der Abnehmerpräferenz halbiert worden, um 
bestehende Wettbewerbsverzerrungen zu mildern. 
Aus den gleichen Erwägungen muß auch die neue 
Vergünstigung des § 1 a für Innenumsätze einge- 
schränkt werden. Dies geschieht durch eine Kürzung 
des Verrechnungsentgelts um 50 v. H., so daß der 
Unternehmer für seine Innenumsätze im Ergebnis 
eine Präferenz von 3 v. H. erhält. 

Außerdem ist für Lieferungen an Dritte eine Kür- 
zung der Bemessungsgrundlage um 7 v. H. vorge- 
sehen. Diese Maßnahme bezweckt, die Präferenzen 
für die oben bezeichneten Gegenstände auf eine 
Höhe festzusetzen, die der gegebenen Wettbewerbs- 
situation Rechnung trägt. Insbesondere soll sie aus- 
schließen, daß die zum 1. Januar 1971 vorgesehene 
Anhebung des Regelkürzungssatzes auf 4,5 v. H. 


zu einer Erhöhung der Präferenzen für diese Gegen- 
stände führt. 

§ 4 Abs. 3 

Nach geltendem Recht werden die Umsatzsteuer- 
präferenzen auch auf die im umsatzsteuerlichen 
Entgelt enthaltenen Verbrauchsteuern gewährt. 
Diese Regelung führt insbesondere bei Zigaretten 
im Vergleich zu anderem Waren zu einer unverhält- 
nismäßigen Erhöhung der Präferenzen. Die Prä- 
ferenzen für Zigaretten sind daher bereits mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1963 um ein Drittel gekürzt 
worden, was etwa der hälftigen Herausnahme der 
Tabaksteuer aus der Präferenzierung entspricht. 
Diese Einschränkung hat jedoch nicht ausgereicht, 
um ungerechtfertigte Präferenzvorteile abzubauen. 
Die Bundesregierung schlägt deshalb vor, die Prä- 
ferenzen für Zigaretten mit Wirkung vom 1. Juli 
1970 um ein weiteres Drittel einzuschränken. Im 
Ergebnis wird dadurch annähernd erreicht, daß die 
im Verkaufsentgelt enthaltene Tabaksteuer die 
Höhe der Präferenzen nicht mehr beeinflußt. 

§ 4 Abs. 4 

Bei der Ermächtigung in § 4 Abs. 4 wird nunmehr 
darauf abgestellt, daß eine erhebliche Existenzge- 
fährdung „eines maßgeblichen Teils derjenigen 
westdeutschen Unternehmer" (statt bisher „der- 
jenigen westdeutschen Wirtschaftszweige") vor- 
liegen muß, die Gegenstände gleicher Art liefern. 
Dadurch soll die Praktikabilität der Ermächtigung 
erhöht werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Zu Buchstabe a 

In § 6 Abs. 2 wird in allen Fällen, in denen die Her- 
stellung eines Gegenstandes in Berlin (West) Vor- 
aussetzung ist, die Präferenzierung von einer in 
Berlin (West) erzielten Mindestwertschöpfung von 
10 v. H. abhängig gemacht. Diese Regelung steht 
im Zusammenhang mit der durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf angestrebten stärkeren Berücksich- 
tigung der Wertschöpfung im Rahmen der Umsatz- 
steuerpräferenzen. Sie soll dazu beitragen, daß die 
Präferenzen möglichst nicht für solche Betriebe ge- 
währt werden, deren Förderung nicht im nachhal- 
tigen Interesse der Wirtschaft von Berlin (West) 
liegt. Um den betroffenen Unternehmen die Anpas- 
sung an die neue Rechtslage zu erleichtern, soll 
diese Bestimmung erst zum 1. Januar 1975 in Kraft 
treten (vgl. Artikel 1 Nr. 24 Buchstabe c). 

In § 6 Abs. 3 Satz 1 wird bestimmt, daß die Vor- 
aussetzung der Mindestwertschöpfung auch bei 
Werkleistungen gilt. Im übrigen handelt es sich um 
eine redaktionelle Änderung des bisherigen § 6 
Abs. 2. 

Zu Buchstabe b 

§ 6 Abs. 4 Satz 2 regelt, unter welcher Vorausset- 
zung Tonnegative und Mischbänder von Synchron- 
fassungen als in Berlin (West) hergestellt gelten 
(vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben a 
bis c). 
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Zu Artikel 1 Nr. 6 

In § 6 a Abs. 1 wird der Begriff der Berliner Wert- 
schöpfung im Sinne des § 1 Abs. 7 und des § 6 
Abs. 2 näher bestimmt. Danach gilt als Berliner 
Wertschöpfung die Differenz zwischen dem wirt- 
schaftlichen Umsatz und dem wirtschaftlichen Wa- 
ren- und Materialeinsatz der in Berlin (West) be- 
belegenen Betriebstätten des Berliner Herstellers. Da 
die Branntweinsteuer und die Tabaksteuer die tat- 
sächliche Wertschöpfung eines Betriebes verfälschen, 
sollen sie bei der Berechnung der Berliner Wert- 
schöpfung außer Ansatz bleiben. Bei den Begriffen 
„wirtschaftlicher Umsatz" und „wirtschaftlicher Wa- 
ren- und Materialeinsatz" handelt es sich um Be- 
griffe der steuerlichen Prüfungstechnik (vgl. Betriebs- 
prüfungsordnung — Steuer — vom 23. Dezember 
1965 — Anlage zu § 15 — BStBl. 1966 I S. 46). Die 
Bundesregierung hält es im Interesse einer klaren 
und möglichst einheitlichen Rechtsanwendung für 
zweckmäßig, zur Abgrenzung der Wertschöpfung 
diese in der Praxis der Finanzverwaltung bereits 
eingeführten Begriffe zu verwenden. § 6 a Abs. 3 
gibt dem Bundesminister der Finanzen die Mög- 
lichkeit, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates ein einheitliches Berechnungsver- 
fahren verbindlich festzulegen. 

Nach § 6 a Abs. 2 kann der wirtschaftliche Waren- 
und Materialeinsatz bei Inanspruchnahme Berliner 
Vorleistungen gemindert werden, und zwar bei Wa- 
renbezügen um 50 oder 70 v. H. je nach Wert- 
schöpfung des Vorlieferers, bei Inanspruchnahme 
von Werkleistungen um den vollen Wert dieser 
Leistungen. Durch diese Regelung soll in gewissem 
Umfang erreicht werden, daß die Wertschöpfung 
auf der Berliner Vorstufe berücksichtigt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Die Änderung des § 7 Abs. 2 hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Die Vorschrift des § 7 Abs. 3 enthält die Definition 
des Verrechnungsentgelts, das bei der Präferenzie- 
rung der sog. Innenumsätze als Bemessungsgrund- 
lage anzusetzen ist. Hiernach ist grundsätzlich der 
Marktpreis ohne Umsatzsteuer maßgebend. Ist ein 
Marktpreis nicht vorhanden, so sind ersatzweise 
höchstens 115 v. H. der Herstellungskosten zu- 
grunde zu legen. 

Der Aufschlag von 15 v. H. auf die Herstellungs- 
kosten dient der Vereinfachung. Durch ihn sollen 
die anteiligen Verwaltungs- und Vertriebskosten 
sowie ein Gewinnzuschlag pauschal abgegolten 
werden. Außerdem soll die Festsetzung der Höchst- 
grenze Manipulationen verhindern. 


Zu Artikel 1 Nr. 8 

In § 8 Abs. 1 bis 3 ist der Nachweis über den Ur- 
sprung der Lieferung oder sonstigen Leistung in 
Berlin näher geregelt. Nach bisherigem Recht waren 
die entsprechenden Bestimmungen teils in § 8 BHG 
und teils in dem Berliner „Gesetz über die Voraus- 


setzungen für Umsatzsteuervergünstigungen im Ver- 
kehr des Bundesgebiets mit Groß-Berlin" vom 9. 
März 1950 (VOB1. für Groß-Berlin S. 92) enthalten. 
Das bisherige Recht wurde in seinen Grundzügen in 
die Vorschrift übernommen und auf die neuen Vor- 
schriften über die Wertschöpfung abgestimmt. Außer- 
dem hat der Senator für Wirtschaft Berlin die Er- 
mächtigung erhalten, die Einzelheiten des Beschei- 
nigungsverfahrens zu bestimmen. Das Berliner Ge- 
setz vom 9. März 1950 soll aufgehoben werden. 

In § 8 Abs. 4 ist aus Gründen der Prozeßökonomie 
und der Rechtssicherheit bestimmt, daß die Finanz- 
gerichte auch für Streitigkeiten über die Ertei- 
lung der Ursprungsbescheinigungen zuständig sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

§ 10 regelt den buchmäßigen Nachweis. In die Vor- 
schrift ist weitgehend die bisherige Regelung über- 
nommen worden. 

Absatz 1 enthält eine Generalklausel, Absatz 2 
stellt für die Form und den Inhalt des buchmäßigen 
Nachweises in den einzelnen Fällen Richtlinien auf. 
Diese Richtlinien berücksichtigen die neu einge- 
führten Vergünstigungen, insbesondere den Kür- 
zungsanspruch für Innenumsätze nach § 1 a. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 1 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Durch die Neufassung soll sichergestellt werden, 
daß auch in den Fällen des § 1 a der Kürzungsan- 
spruch wegfällt, wenn die Gegenstände nach Berlin 
(West) zurückgelangen. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Der angefügte Satz stellt klar, daß auch in den 
Fällen des § 13 die Vorschriften des Umsatzsteuer- 
gesetzes über die Erstattung von Umsatzsteuerüber- 
schüssen anzuwenden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Nach der bisherigen Fassung des § 14 a BHG können 
die in dieser Steuervergünstigung vorgesehenen er- 
höhten Absetzungen nur Bauherren von Wohnge- 
bäuden oder Eigentumswohnungen gewährt werden. 
Das hat sich als unbefriedigend erwiesen, weil ins- 
besondere die Bezieher kleiner und mittlerer Ein- 
kommen häufig nicht selbst bauen, sondern von Bau- 
trägern errichtete Wohngebäude und Eigentums- 
wohnungen erwerben. Der Ausschluß dieses Per- 
sonenkreises aus der Begünstigung des § 14 a BHG 
ist aus eigentumspolitischen Gründen nicht vertret- 
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bar. Die Steuervergünstigung des § 14 a BHG soll 
deshalb durch einen neuen Absatz 3, der dem § 7 b 
Abs. 3 EStG nachgebildet ist, auf den Ersterwerb 
von Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen ausgedehnt werden. Die Be- 
günstigung des Ersterwerbs setzt voraus, daß der 
Eigentumsübergang innerhalb des Zeitraums der 
drei Jahre, in denen nach § 14 a Abs. 1 BHG erhöhte 
Absetzungen in Betracht kommen, stattfindet. Für 
den Ersterwerber sind erhöhte Absetzungen nur zu- 
lässig, soweit der Bauherr sie nicht geltend macht. 
Der Ersterwerber kann daher nur dann in den Ge- 
nuß der vollen erhöhten Absetzungen von 50 v. H. 
seiner Anschaffungskosten gelangen, wenn der Bau- 
herr keine erhöhten Absetzungen vorgenommen 
hat. Hat der Bauherr dagegen von der Vergünsti- 
gung Gebrauch gemacht, so kann der Ersterwerber 
die vom Bauherrn begonnenen erhöhten Absetzun- 
gen nur fortsetzen, d. h. er kann nur die Differenz 
zwischen dem insgesamt zulässigen Volumen der er- 
höhten Absetzungen von 50 v. H. und den vom Bau- 
herrn geltend gemachten Hundertsätzen dieser er- 
höhten Absetzungen in Anspruch nehmen. 

Bei den in den Buchstaben b bis d vorgesehenen 
Änderungen handelt es sich lediglich um redaktio- 
nelle Anpassungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Die Neukonzeption der Arbeitnehmerzulage besteht 
in einer Zusammenfassung der bisherigen Arbeit- 
nehmerzulage mit der Einkommensteuer- (Lohn- 
steuer-)präferenz. § 21 Abs. 2 BHG soll deshalb 
dahingehend ergänzt werden, daß die Einkommen- 
steuerpräferenz insoweit, als sie auf zulagebegün- 
stigte Einkünfte entfällt und die Zulagen nicht über- 
steigt, nicht gewährt werden darf. In den Fällen 
der hochverdienenden Arbeitnehmer, in denen die 
auf die zulagenbegünstigten Einkünfte entfallende 
Einkommensteuerpräferenz die Zulagen übersteigt, 
soll der Unterschiedsbetrag zusätzlich zur Zulage ge- 
währt werden. In diesen Fällen bleibt im Ergebnis 
der derzeitige Besitzstand, nach dem nur die Ein- 
kommensteuer-(Lohnsteuer-)präferenz gewährt wird, 
erhalten. Die Anrechnung der Zulagen auf die Ein- 
kommensteuerpräferenz soll jedoch insoweit nicht 
vorgenommen werden, als die zulagebegünstigten 
Einkünfte pauschal besteuert worden sind und bei 
der Veranlagung außer Betracht bleiben. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 

Die Vorschrift sieht für vorübergehend in Berlin 
beschäftigte Arbeitnehmer eine der Nummer 15 ent- 
sprechende Regelung vor. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 

Zu Buchstabe a 

Durch die Ergänzung sollen Versorgungsbezüge in 
den Fällen, in denen sie gleichzeitig mit Arbeitslohn 
aus einem gegenwärtigen Dienstverhältnis von dem- 
selben Arbeitgeber oder aus derselben öffentlichen i 


Kasse gezahlt werden, diesem Arbeitslohn zuge- 
rechnet werden. Hierdurch soll eine Aufteilung der 
Gesamtbezüge in zulagebegünstigten Arbeitslohn 
und nicht zulagenbegünstigte, aber präferenzbegün- 
stigte Versorgungsbezüge in den bezeichneten Fäl- 
len vermieden werden, da die Bezüge einheitlich der 
Lohnsteuer unterworfen werden und deshalb eine 
Ermittlung der auf die Versorgungsbezüge entfal- 
lenden Präferenz rechtlich und tatsächlich schwierig 
wäre. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine klarstellende Ergänzung 
im Hinblick auf die zu Buchstaben a vorgesehene 
Änderung. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 

Zu Buchstaben a und b 

Die Änderungen nach Buchstaben a und b Doppel- 
buchstaben bb haben nur klarstellende Bedeutung 
im Hinblick auf die Änderung nach Buchstabe c. 

Die Streichung nach Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
betrifft die bisherige Abrundungsvorschrift für den 
Gesamtbetrag der Einkünfte und der Einkünfte aus 
Berlin (West) zum Zwecke der Präferenzberech- 
nung, da solche Abrundungen bei der weitgehen- 
den Mechanisierung der Einkommensteuerveran- 
lagung entbehrlich geworden sind, zumal sie einen 
erhöhten Programmieraufwand erfordern und die 
Maschinenkapazität belasten. 

Zu Buchstabe c 

Im neuen Absatz 3 des § 25 BHG wird die Berech- 
nung der Einkommensteuerpräferenz für die Fälle 
vorgeschrieben, in denen im Einkommen zulagebe- 
günstigte Einkünfte enthalten sind. Entsprechend der 
grundsätzlichen Regelung nach Nummer 15 ist vor- 
gesehen, die auf die zulagebegünstigten Einkünfte 
entfallende Einkommensteuerpräferenz nur insoweit 
zu gewähren, als sie die Zulagen übersteigt. 

Zu Buchstabe d 

Die Vorschrift hat nur redaktionelle Bedeutung. 


Zu Artikel 1 Nr. 19 

Zu Buchstabe a 

Durch die Änderung des § 26 Abs. 1 BHG wird die 
Lohnsteuerpräferenz auf Arbeitnehmer insoweit 
beschränkt, als sie Arbeitslohn aus einem früheren 
Dienstverhältnis (Versorgungsbezüge) beziehen. In- 
soweit, als Arbeitnehmer Arbeitslohn aus einem ge- 
genwärtigen Dienstverhältnis beziehen, sollen sie im 
Rahmen der Lohnsteuererhebung nur noch durch Ge- 
währung von Zulagen gefördert werden. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderungen haben nur redaktionelle Bedeu- 
tung. 
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Zu Artikel 1 Nr. 20 

Die Streichung entspricht der Änderung des § 26 
Abs. 1 BHG; für vorübergehend in Berlin beschäf- 
tigte Arbeitnehmer kommt eine Lohnsteuerpräferenz 
nicht mehr, sondern nur die Zulage in Betracht. 

Zu Artikel 1 Nr. 21 

Zu Buchstabe a 

Die Bestimmungen zu Doppelbuchstaben aa und cc 
sind redaktioneller Natur. 

Durch die Einfügung nach Doppelbuchstaben bb wird 
die Arbeitnehmerförderung in Berlin (West) in der 
Weise ausgedehnt, daß die Zulagen an solche Ar- 
beitnehmer weitergewährt werden, deren Beschäfti- 
gung im Rahmen eines gegenwärtigen Dienstver- 
hältnisses unterbrochen oder eingeschränkt wird. 
Die Entscheidung, ob eine Unterbrechung oder Ein- 
schränkung der Beschäftigung vorliegt, richtet sich 
danach, ob der Arbeitnehmer eine der abschließend 
aufgezählten Lohnersatzleistungen erhält. Die Zu- 
lage soll jedoch höchstens für einen Zeitraum von 
78 Wochen weitergewährt werden. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschriften zu Doppelbuchstaben aa und cc 
enthalten nur redaktionelle Anpassungen. 

Durch die Einfügung zu Doppelbuchstabe bb wird 
die Bemessungsgrundlage für die bei Unterbrechung 
oder Einschränkung der Beschäftigung weiter zu 
gewährende Zulage bestimmt. Soweit in diesen 
Fällen das Dienstverhältnis bereits in dem der Be- 
schäftigungsunterbrechung oder -einschränkung vor- 
angegangenen Lohnabrechnungszeitraum bestanden 
hat, soll sich die Höhe der Zulage nach dem Ar- 
beitslohn dieses Lohnabrechnungszeitraums bemes- 
sen. Durch die Bezugnahme auf einen abgeschlosse- 
nen Lohnabrechnungszeitraum wird die Feststellung 
der Bemessungsgrundlage objektiviert und erleich- 
tert. Für die Fälle, in denen das Dienstverhältnis 
erst in dem Lohnabrechnungszeitraum begonnen hat, 
in dem die Beschäftigungsunterbrechung oder -ein- 
schränkung eingetreten ist, muß jedoch an den Ar- 
beitslohn dieses Lohnabrechnungszeitraums ange- 
knüpft werden. In diesen Fällen soll der Arbeitslohn 
maßgebend sein, der sich ohne die Beschäftigungs- 
unterbrechung oder -einschränkung für den Arbeit- 
nehmer bei der für ihn subjektiv in Betracht kom- 
menden Arbeitszeit im Lohnabrechnungszeitraum 
ergeben würde. Im übrigen soll in beiden Fallberei- 
chen die Bemessungsgrundlage auf einen Kalender- 
tag umgerechnet werden, um eine einheitliche Be- 
rechnung der Zulage zu gewährleisten. 

Die Änderung nach Doppelbuchstabe dd soll klar- 
stellen, daß mit Ausnahme des pauschal besteuerten 
Arbeitslohns, der an kurzfristig beschäftigte Arbeit- 
nehmer oder an Arbeitnehmer, die in geringem 
Umfang und gegen geringen Arbeitslohn tätig sind, j 
gezahlt wird, pauschal besteuerte Bezüge nicht zu- 
lagenbegünstigt sind. Hierzu können z. B. steuer- 
pflichtige Erholungsbeihilfen, steuerpflichtige Sach- 
zuwendungen aus Anlaß von Betriebsveranstaltun- 


I gen und nachträglich als steuerpflichtiger Arbeits- 
| lohn behandelte Zuwendungen gehören. In diesen 
I Fällen erscheint eine Zulagenbegünstigung nicht ge- 
! rechtfertigt, 

j Zu Buchstabe c 

Durch die Einfügung einer Aufrundungsvorschrift 
für die Bemessungsgrundlage bei monatlicher, wö- 
chentlicher und täglicher Lohnabrechnung soll die 
Berechnung der Zulage erleichtert bzw. die Aufstel- 
lung von entsprechenden Tabellen für die Ermitt- 
lung der Arbeitnehmerzulage ermöglicht werden; 
entsprechend den jeweiligen Rundungsendbeträgen 
können Tabellenstufen gebildet werden, wodurch der 
Tabellenumfang auf ein vertretbares Maß begrenzt 
wird. Bei mehrtägigen Lohnabrechnungszeiträumen, 
die weder eine Woche noch einen Monat umfassen, 
soll der sich für den Arbeitstag ergebende Aufrun- 
dungsvorteil berücksichtigt werden. Bei der Ermitt- 
lung der Zahl der Arbeitstage soll allgemein von 
einer Fünftagewoche ausgegangen werden. Die glei- 
che Aufrundung, die bei täglicher Lohnabrechnung 
im Normalfall beim Tagesarbeitslohn vorgenommen 
werden soll, soll bei der Weitergewährung der Zu- 
lage bei der auf einen Kalendertag umgerechneten 
Bemessungsgrundlage vorgenommen werden. Die 
ggf. aufzustellende Zulagetabelle für tägliche Lohn- 
abrechnungen kann hiernach auch für die Ermitt- 
lung der Zulage in den Fällen der Zulagenweiter- 
gewährung angewendet werden. 

Zu Buchstabe d 

Die Höhe der Arbeitnehmerzulage soll einheitlich 
8 v. H. der Bemessungsgrundlage zuzüglich eines 
Kinderzuschlags von 22 DM monatlich betragen. 
Der Vomhundertsatz der Arbeitnehmerzulage ist in 
etwa nach dem höchstmöglichen Gesamtvorteil aus 
der Lohnsteuerpräferenz und der Arbeitnehmerzu- 
lage nach dem geltenden Recht ausgerichtet. Es ist 
theoretisch jedoch möglich, daß sich Verschlechte- 
rungen gegenüber der derzeitigen Rechtslage für 
Arbeitnehmer in der Steuerklasse I mit Monatslöh- 
nen zwischen etwa 1000 DM und 2800 DM und für 
Arbeitnehmer in der Steuerklasse II (ohne Kinder) 
mit Monatslöhnen zwischen etwa 1500 DM und 
2800 DM ergeben. Die Verschlechterung tritt jedoch 
nur dann ein, wenn die Arbeitnehmer keinerlei An- 
spruch auf Berücksichtigung eines Steuerfreibetrags 
z. B. wegen erhöhter Werbungskosten, Sonderaus- 
gaben oder außergewöhnlicher Belastungen haben. 
Eine Schlechterstellung ist bereits ausgeschlossen, 
wenn z. B. bei Arbeitnehmern in der Steuerklasse I 
Steuerfreibeträge in der Größenordnung von min- 
destens 2 v. H. (bei einem Monatslohn von 1200 DM) 
bis etwa 5 v. H. (bei einem Monatslohn von 
1500 DM) des Bruttoarbeitslohns in Betracht kom- 
men. Steuerfreibeträge in dieser Größenordnung 
sind bei der bezeichneten Arbeitnehmergruppe prak- 
tisch immer zu berücksichtigen. Verböserungen kön- 
nen demnach nur bei Arbeitnehmern in den Steuer- 
klassen I und II (ohne Kinder) eintreten, die Ar- 
beitslöhne zwischen etwa 1600 DM und 2800 DM 
monatlich beziehen. Die Zahl dieser Arbeitnehmer 
beträgt in Berlin rd. 2500. Der durchschnittliche 
Steuerfreibetrag dieser Arbeitnehmergruppe liegt 
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bei 9,9 v. H. (Steuerklasse I) bzw. 9,2 v. H. (Steuer- 
klasse II) des Bruttoarbeitslohns. Die Zahl derjeni- 
gen Arbeitnehmer, die Anspruch auf einen Steuer- 
freibetrag von weniger als 9 v. H. des Bruttolohns 
haben, kann daher — wenn man davon ausgeht, daß 
die Durchschnittsbeträge von 9,9 und 9,2 v. H. gewo- 
gene Mittelwerte darstellen — auf etwa 1000 ge- 
schätzt werden (etwa 0,1 v. H. der Berliner Arbeit- 
nehmer). Im Einzelfall können sich Verschlechterun- 
gen in dieser Gruppe bis zu 15 DM monatlich er- 
geben, weil auch bei diesem Personenkreis davon 
auszugehen ist, daß ihm Steuerfreibeträge wenig- 
stens im gewissen Umfang zustehen. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß Verschlechterun- 
gen in diesem Umfang in Kauf genommen werden 
können, weil der Gesamtvorteil in den bezeichne- 
ten Fällen nach der derzeitigen Rechtslage ohnehin 
als leicht überproportioniert angesehen werden 
kann. 

Der Kinderzuschlag von 22 DM monatlich je Kind, 
der im Rahmen der Arbeitnehmerzulage vorgesehen 
ist, soll — worauf im allgemeinen Teil dieser Be- 
gründung bereits hingewiesen worden ist — einen 
besonderen Anreiz auf westdeutsche Arbeitnehmer- 
familien ausüben, sich in Berlin (West) anzusiedeln. 
Gleichzeitig sollen aber auch die größeren Standort- 
nachteile Berliner Arbeitnehmerfamilien mit Kindern 
gegenüber Arbeitnehmern ohne Kinder im Rahmen 
des Möglichen finanziell ausgeglichen werden. Der 
Kinderzuschlag soll der Einfachheit halber an den 
steuerlichen Kinderfreibetrag angeknüpft werden. 
Von dem Zeitpunkt an, von dem bei der Erhebung 
der Lohnsteuer erstmals ein Kinderfreibetrag zu be- 
rücksichtigen ist, soll auch der entsprechende Kinder- 
zuschlag gewährt werden. In den Fällen der Steuer- 
klasse IV und des § 32 Abs. 2 Ziff. 4 Satz 3 EStG, 
in denen bei der Besteuerung Kinderfreibeträge nur 
zur Hälfte berücksichtigt werden, soll der Kinderzu- 
schlag ebenfalls nur zur Hälfte gewährt werden. 

Zu Buchstabe e 

Die Einfügung soll sicherstellen, daß die Arbeit- 
nehmerzulage den Arbeitnehmern gegenüber als 
Staatsleistung neben dem üblichen Arbeitslohn offen 
ausgewiesen wird. Hierdurch soll die staatliche För- 
derung einer Beschäftigung in Berlin klar und wir- 
kungsvoll herausgestellt werden. 

Zu Buchstabe f 

Mit der Einfügung soll der Nachweis der Anspruchs- 
voraussetzungen für die Weitergewährung der 
Arbeitnehmerzulage bei Unterbrechung oder Ein- 
schränkung der Beschäftigung möglichst einfach und 
nachprüfbar geregelt werden. 

Zu Buchstabe g 

Die Vorschrift hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Artikel 1 Nr. 22 

Durch die Neufassung des § 29 Abs. 5 BHG sollen 
die Aufzeichnungs- und Bescheinigungspflichten des 
Arbeitgebers hinsichtlich der von ihnen gezahlten ! 
Arbeitnehmerzulagen wie die Aufzeichnungs- und i 


1 Bescheinigungspflichten hinsichtlich der von ihm ein- 
behaltenen Lohnsteuer geregelt werden. Dabei ist 
eine Trennung der Zulagen, die bei Vollbeschäfti- 
: gung des Arbeitnehmers gewährt werden, von den 
Zulagen, die bei Unterbrechung oder Einschränkung 
: der Beschäftigung weitergewährt werden, vorgese- 
hen. Hierdurch soll sichergestellt werden, daß die 
letztgenannten Beträge bei einer etwaigen Veran- 
lagung zur Einkommensteuer nicht auf die Einkom- 
mensteuerpräferenz angerechnet werden, weil die 
Anrechnung dieser Zulagen wegen ihres regelmäßi- 
. gen Zusammenhangs mit steuerfreien Einnahmen 
nicht gerechtfertigt erscheint. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 

I Zu Buchstabe a 

! Die Streichung betrifft die bisherige Ermächtigung 
j für die Bundesregierung, durch Rechtsverordnung 
; mit Zustimmung des Bundesrates Arbeitslohn-Durch- 
i Schnittsbeträge für die Zulagenberechnung in be- 
stimmten Fällen festzusetzen. Von dieser Ermäch- 
; tigung ist bisher kein Gebrauch gemacht worden, im 
Rahmen der Neukonzeption der Arbeitnehmerzulage 
besteht dafür auch kein Bedürfnis. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschriften zu Doppelbuchstaben aa, bb, dd 
und ee sind lediglich redaktionelle Anpassungen an 
die Streichung des § 27 BHG. 

Durch die Neufassung zu Doppelbuchstabe cc soll 
die Bundesregierung ermächtigt werden, mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Berücksichtigung der 
Lohnsteuerpräferenz in den Fällen des § 26 BHG bei 
der Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs 
entsprechend der Berücksichtigung der Einkommen- 
steuerpräferenz bei einer Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer zuzulassen. 

Zu Buchstabe c 

Die Anordnung ist redaktioneller Natur. 

Zu Buchstabe d 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Neukonzeption der Arbeitnehmerzulage so gestaltet 
ist, daß die Aufstellung besonderer Tabellen für die 
Ermittlung der Zulagenbeträge grundsätzlich ent- 
behrlich ist. Für den Fall, daß sich in der Praxis 
jedoch ein Bedürfnis für die Anwendung von Zulage- 
tabellen ergeben sollte, soll der Bundesminister der 
Finanzen ermächtigt sein, solche Tabellen aufzustel- 
len und bekanntzumachen. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 

Zu Buchstabe a 

Mit dieser Vorschrift soll bestimmt werden, daß 
die Änderungen bei der Einkommensteuer- (Lohn- 
steuer-)präferenz und Arbeitnehmerzulage ab 1971 
anzuwenden sind. Um Manipulationen zur Erlan- 
gung der verbesserten Arbeitnehmerzulagen, die je- 
weils für einen Lohnabrechnungszeitraum gewährt 
werden sollen, auszuschließen, ist vorgesehen, daß 
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an die Stelle des Lohnabrechnungszeitraums der 
Lohnzahlungszeitraum tritt, wenn ersterer über 
5 Wochen hinausgeht. 

Zu Buchstaben b und c 

Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 bestimmen die 
unterschiedlichen Anwendungszeitpunkte bei den 
Umsatzsteuervergünstigungen (wegen der Gründe 
für die zeitliche Abstufung vgl. Absatz 2 der allge- 
meinen Begründung). Hiernach sollen in Kraft tre- 
ten 

— die Vergünstigungen für weitere Berliner Dienst- 
leistungen sowie für Innenumsätze am 1. Januar 

1970, 

— die Einführung der erhöhten Kürzungssätze von 
4,5, 5 und 6 v. H. im Zusammenhang mit dem 
Einbau von Wertschöpfungsstufen am 1. Januar 

1971, 

— die Einschränkung der Vergünstigungen bei 
Frischfleisch und Zigaretten am 1. Juli 1970 und 

— die Einführung der sogenannten Mindestwert- 
schöpfung am 1. Januar 1975. 

Zu Buchstabe d 

Nach dieser Vorschrift soll die Erweiterung des 
§ 14 a BHG erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1969 gelten. Aus den zu Nummer 14 dargestellten 
Gründen erscheint es geboten, die Erweiterung der 
Begünstigung soweit wie möglich rückwirkend in 
Kraft zu setzen. Da die Veranlagungen für 1969 bis- 
her nur in Einzelfällen durchgeführt worden sind, 
kann die Erweiterung der Begünstigung für den 
Veranlagungszeitraum 1969 noch voll zur Anwen- 
dung kommen. 

Zu Buchstabe e 

Die Vorschrift hat nur redaktionelle Bedeutung. 

Zu Buchstabe f 

Die bisherige Vorschrift des § 31 Abs. 5 BHG wird 
durch die vorgesehene Vorschrift des § 31 Abs. 1 
entbehrlich. 


Zu Artikel 1 Nr. 25 

Die Streichung ist nur eine redaktionelle Anpassung 
an die Änderung des bisherigen § 28 Abs. 3 BHG 
(jetzt § 28 Abs. 4 BFG). 

Zu Artikel 2 

Satz 1 der Vorschrift enthält die Ermächtigung zu 
einer Neufassung des Berlinförderungsgesetzes. 
Durch Satz 2 soll einer Beanstandung der Alliierten 
Kommandantura Berlin Rechnung getragen werden. 


i Zu Artikel 3 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 ist vorgesehen, den Kinderzuschlag zur 
j Arbeitnehmerzulage — wie im allgemeinen Teil die- 
| ser Begründung bereits erwähnt — bereits ab 1. Ja- 
| nuar 1970 zu gewähren. Der Kinderzuschlag soll den 
| Arbeitnehmern gewährt werden, die nach der der- 
zeit geltenden Fassung des Berlinhilfegesetzes An- 
spruch auf die Arbeitnehmerzulage haben. Im übri- 
gen ist die gleiche Regelung wie für den Kinder- 
zuschlag ab 1971 vorgesehen (vgl. zu Artikel 1 
Nr. 21 Buchstabe d). 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Mit den Vorschriften der Absätze 2 und 3 soll dem 
Umstand Rechnung getragen werden, daß die ge- 
setzliche Neuregelung rückwirkend in Kraft tritt. 

In Absatz 2 wird im Grundsatz bestimmt, daß die 
nach dem 31. Dezember 1969 gewährten Zulagen neu 
zu berechnen und die ggf. nachzuzahlenden Kin- 
derzuschläge bei der folgenden Lohnabrechnung aus- 
zuzahlen sind. Die nachzuzahlenden Beträge sollen 
wie die bereits gezahlten Zulagen der einbehalte- 
nen Lohnsteuer entnommen werden, über die nach- 
gezahlten Beträge sind die gleichen Aufzeichnungen 
zu führen wie über die bisher gezahlten Zulagen. 

In Absatz 3 ist eine besondere Regelung für die 
Arbeitnehmer getroffen, die während des Nach- 
zahlungszeitraums aus dem Dienstverhältnis zum 
Arbeitgeber ausgeschieden sind. Wenn dem Arbeit- 
geber in diesen Fällen die Auszahlung des nachzu- 
zahlenden Betrags nicht möglich ist, so soll er dies 
dem zuständigen Finanzamt mitteilen. Der Arbeit- 
nehmer kann sodann bei diesem Finanzamt die Aus- 
zahlung des ihm zustehenden Betrags beantragen. 
Der Antrag soll innerhalb von vier Monaten nach 
Inkrafttreten des Gesetzes gestellt werden. Das 
Finanzamt soll über den Antrag durch einen rechts- 
mittelfähigen Bescheid entscheiden. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift schränkt bei Kündigung von klein- 
gärtnerisch genutzten Grundflächen die Verpflich- 
tung zur Gewährung von Ersatzland für das Land 
Berlin ein (vgl. Abschnitt III der allgemeinen Be- 
gründung). 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Nach dieser Vorschrift soll das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


i. 

Der Bundesrat hat beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die nachstehende Änderung anzunehmen j 
und im übrigen keine Einwendungen zu erheben: j 

Zu Abschnitt 1 Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c j 

§ 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

i 

„(3) Die Kürzungen nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 
und § 2 Abs. 1 finden bei Zigaretten jeweils nur auf 
das um die Hälfte gekürzte Entgelt oder Verrech- 
nungsentgelt Anwendung.“ 

Begründung 

In Abschnitt 1 Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c des von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurfs j 
ist eine weitere Kürzung der Umsatzsteuerpräferenz 
für Zigaretten vorgesehen, die ab 1. Juli 1970 nur 
noch auf das um zwei Drittel gekürzte Entgelt ge- 
währt werden soll. ! 

Eine solche Maßnahme würde nicht nur die Berliner ; 
Zigarettenhersteller, sondern ganz besonders auch ; 
den mittelständischen Tabakwarengroß- und -einzel- 
handel des Bundesgebietes erheblich treffen. 

Die Verdienstspanne des Tabakwarenhandels ist be- 
kanntlich gering. Trotz der seit Jahren zum Teil er- 
heblich gestiegenen Kosten hat sich die Spanne nicht 
erhöht. Der Tabakwarenhandel kann daher die vor- 
gesehene Kürzung der Berlin-Präferenz, die seit Jah- 
ren ein echter Bestandteil seiner Kalkulation ist, 
nicht mehr verkraften. Die Folge einer so einschnei- 
denden Maßnahme wäre die Existenzbedrohung 
einer Vielzahl mittelständischer Handelsbetriebe. 
Damit hätte die vorgesehene Präferenzkürzung so- 
zialpolitische und wirtschaftspolitische Auswirkun- j 


gen, die nicht im Interesse des Bundes und der 
Länder liegen können. 

II. 

Außerdem hat der Bundesrat die nachstehende Ent- 
schließung angenommen: 

Artikel 4 des vorliegenden Gesetzentwurfs enthält 
eine Vorschrift, die das Kleingartenrecht betrifft. 
Hiernach ist § 3 Abs. 1 und 2 der Kündigungsschutz- 
verordnung nur mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
bei Kündigung von Pachtverträgen über kleingärt- 
nerisch genutztes Land Ersatzland nur zu gewähren 
ist, soweit und sobald dafür Flächen zur Verfügung 
stehen, die in den Bauleitplänen als Dauerklein- 
gärten ausgewiesen sind. Diese Regelung ist im 
wesentlichen der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung kleingartenrechtlicher Vorschriften ent- 
nommen, in der eine besondere Regelung für die 
Gestellung von Ersatzland für Berlin und Hamburg 
vorgesehen war (vgl. Beschlußdrucksache 323/67). 
Die seinerzeit vom Bundesrat für Berlin und Ham- 
vorgeschlagene Vorschrift beschränkt sich im vor- 
liegenden Gesetzentwurf naturgemäß ausschließlich 
auf Berlin. Diese Sonderregelung für Berlin ist je- 
doch auch für andere Großstädte erforderlich, um zu 
vermeiden, daß die städtebauliche Entwicklung 
durch das vielfach mit dem Bundesbaugesetz nicht im 
Einklang stehende Kleingartenrecht nicht behindert 
wird. Unter Bezugnahme auf die Entschließung des 
Bundesrates vom 10. Juli 1969 zum Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung kleingartenrechtlicher Vor- 
schriften (vgl. Beschlußdrucksache 390/69) bittet 
der Bundesrat die Bundesregierung, möglichst bald 
eine umfassende Neuregelung kleingartenrechtlicher 
Vorschriften vorzulegen und dabei die im vorliegen- 
den Gesetzentwurf auf Berlin beschränkte Sonder- 
regelung für die Ersatzlandgestellung auf die ande- 
ren Großstädte im Bundesgebiet auszudehnen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Durch die Kürzung der Bemessungsgrundlage bei 
Zigaretten um 66 2 /s v. H. (bisher 33V3 v. H.) wird 
im Ergebnis erreicht, daß die im Zigarettenpreis 
enthaltene Tabaksteuer aus der Präferenzierung 
ausscheidet. Die Präferenzierung der im Verkaufs- 
entgelt enthaltenen Tabaksteuer hat in der Vergan- 
genheit zu unangemessenen Vorteilen geführt. Das 
Ifo-Institut hat in seinem Gutachten zum Berlin- 
hilfgesetz hierzu folgendes bemerkt: 

„Allein in den vergangenen zehn Jahren 
kostete die Präferenzierung der Verbrauch- 
steuern bei Tabakwaren dem Bund etwa 
600 Millionen DM, was mehr als ausreichte, um 
die in diesem Zeitraum getätigten nominalen 
Bruttoanlageinvestitionen (etwa 250 Millionen 
DM) und die Löhne und Gehälter (etwa 300 Mil- 
lionen DM) der tabakverarbeitenden Industrie 
in Berlin (West) zu finanzieren. Von einem effi- 
zienten Verwendung der Steuermittel kann hier 


kaum gesprochen werden, zumal die Tabak- 
industrie zwischen 1958 und 1967 an den nomi- 
nalen Bruttoanlageinvestitionen der Westber- 
liner Industrie einen durchschnittlichen Anteil 
von nur 4,5 °/o und an den Beschäftigten von 
1,3 °/o aufzuweisen hatte." 

Unter diesen Umständen hält es die Bundesregie- 
rung nicht mehr länger für vertretbar, auf der Lie- 
ferseite die Tabaksteuer zu präferenzieren. Aber 
auch bei der Abnehmerpräferenz überwiegen nach 
Meinung der Bundesregierung die Gründe für eine 
Eliminierung der Tabaksteuer aus der Bemessungs- 
grundlage. Es wird nicht verkannt, daß die Kürzung 
beim westdeutschen Tabakwarenhandel Gewinn- 
schmälerungen bringen kann. Die Ertragslage west- 
deutscher Abnehmer Berliner Erzeugnisse stellt 
jedoch kein Kriterium für die Bemessung der Präfe- 
renz dar. 
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